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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich als Anlage 1 den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Tuberkulose- 
hilfe (THG) 

nebst Begründung und einer Übersicht mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 151. Sitzung am 21. Dezember 1955 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Tuberkulosehilfe (THG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Gegenstand der Tuberkulosehilfe 

§ 1 

Als Tuberkulosehilfe werden nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes Heilbehandlung für den 
Tuberkulosekranken und wirtschaftliche 
Hilfe für den Kranken und seine Familien- 
angehörigen gewährt. 

§ 2 

Gegenstand der Heilbehandlung 

(1) Die Heilbehandlung umfaßt 

1. stationäre Krankenhaus- und Heilstätten- 
behandlung einschließlich der mit statio- 
närer Absonderung verbundenen Dauer- 
behandlung, 

2. stationäre Beobachtung zur Feststellung 
der Notwendigkeit stationärer Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung, 

3. ambulante Behandlung einschließlich der 
hierzu notwendigen Kontrolluntersuchun- 
gen und der Arznei-, Verband-, Heil- und 
Hilfsmittelversorgung, 

4. häusliche Pflege. 

(2) Die stationäre Behandlung schließt die 
Behandlung gleichzeitiger Erkrankungen 
vorübergehender Art ein sowie Zahnbehand- 
lung und Zahnersatz, soweit diese für die 
Durchführung der stationären Behandlung 
erforderlich sind. 


§ 3 

Gegenstand der wirtschaftlichen Hilfe 

(1) Die wirtschaftliche Hilfe umfaßt 

1. Lebensunterhalt für den Kranken und 
seine Familienangehörigen, 

2. besondere Ernährung für den Kranken, 

3. Taschengeld während der Dauer der sta- 
tionären Krankenhaus- oder Heilstätten- 
behandlung, 

4. Ergänzung von Hausrat, Bekleidung, Bett 
und Heizung für den Kranken und seine 
nachweisbar tuberkulosegefährdeten oder 
-bedrohten Familienangehörigen, 

5. Berufsfürsorge für den Kranken. 

(2) Die wirtschaftliche Hilfe kann aus- 
gedehnt werden auf 

1. besondere Ernährung für die nachweisbar 
tuberkulosegefährdeten oder -bedrohten 
Familienangehörigen, 

2. Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften 
im Haushalt oder Kleinbetrieb, 

3. Wohnungsbeihilfen und Mitwirkung bei 
der Wohnungsbeschaffung. 

(3) Die wirtschaftliche Hilfe schließt son- 
stigen notwendigen Bedarf des Kranken und 
seiner Familienangehörigen ein. 

S 4 

Vorbeugende Hilfe 

Als Tuberkulosehilfe kann auch vorbeu- 
gende Hilfe gewährt werden; sie ist zu ge- 
währen für Minderjährige, die in Wohn- 
gemeinschaft mit einem Kranken leben, der 
an einer ansteckungsfähigen Tuberkulose 
leidet. 
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§ 5 

Familienangehörige 

Als Familienangehörige des Kranken gel- 
ten 

1. der Ehegatte, 

2. die ehelichen und die für ehelich erklärten 
Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der, 

4. die unehelichen Kinder, 

5. die Pflegekinder, die Stiefkinder und die 
Enkel, 

6. Verwandte des Kranken und seines Ehe- 
gatten in der aufsteigenden Linie, 

7. Adoptiveltern, Stiefeltern, Pflegeeltern, 

8. Geschwister, 

wenn der Kranke oder sein nicht getrennt 
lebender Ehegatte bis zur Erkrankung ganz 
oder überwiegend den Lebensunterhalt ge- 
währt haben oder wenn die Unterhaltspflicht 
nach diesem Zeitpunkt entsteht. Die unter 6. 
bis 8. genannten Personen gelten nur dann 
als Familienangehörige, wenn sie mit dem 
Kranken in Hausgemeinschaft leben oder bis 
zur Erkrankung gelebt haben. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Aufgaben der Landesfürsorgeverbände 

§ 6 

Sachliche Zuständigkeit 

(1) Der Landesfürsorgeverband gewährt 
die Tuberkulosehilfe auf Antrag. 

(2) Der Landesfürsorgeverband ist zur Ge- 
währung der Tuberkulosehilfe nicht ver- 
pflichtet, soweit die Hilfe gesetzlich oder ge- 
mäß § 15 sichergcstellt oder nach den Ver- 
hältnissen des Einzelfalles nicht erforderlich 
ist, es sei denn, daß Grund zu der Annahme 
besteht, daß die notwendigen Maßnahmen 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden, ins- 
besondere weil die Zuständigkeit einer zur 
Gewährung der Hilfe verpflichteten Stelle 
nicht rechtzeitig geklärt werden kann oder 
nicht anerkannt ist. 

(3) Die Tuberkulosehilfe ist keine Leistung 
im Sinne der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht. Der Anspruch auf Tuberkulosehilfe 
ist nicht übertragbar. 


(4) Der Landesfürsorgeverband kann ver- 
langen, daß der Kranke und sein nicht ge- 
trennt lebender Ehegatte einen Beitrag zu 
den Aufwendungen für die Heilbehandlung 
nach Maßgabe des § 7 leisten. 

§ 7 

Beitrag zu den Kosten der Heilbehandlung 

Bei der Prüfung der Verhältnisse des Ein- 
zelfalles und bei der Festsetzung des Beitra- 
ges zu den Kosten der Heilbehandlung hat 
der Landesfürsorgeverband angemessen zu 
berücksichtigen: 

1. Steuerpflichtige Einkünfte des Kranken 
und seines nicht getrennt lebenden Ehe- 
gatten, soweit sie während der Dauer der 
Heilbehandlung monatlich jeweils ein 
Zwölftel der Verdienstgrenze der Kran- 
kenversicherungspflicht der Angestellten 
übersteigen. Die Verdienstgrenze erhöht 
sich für jeden Familienangehörigen um 
10 v. H., jedoch insgesamt höchstens um 
50 v. H.; 

2. Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder 
vertraglicher Grundlage für Kosten der 
Heilbehandlung sowie Ansprüche und An- 
wartschaften auf solche Leistungen; 

3. Einsparungen an häuslichen Aufwendun- 
gen während der Dauer der stationären 
Heilbehandlung; 

4. Vermögen des Kranken und seines nicht 
getrennt lebenden Ehegatten, es sei denn, 
daß der Verbrauch oder die Verwertung 
zu einer nicht nur vorübergehenden Be- 
einträchtigung der Lebensführung des 
Kranken und seiner Familienangehörigen 
führen, eine angemessene Altersversorgung 
schmälern oder aus anderen Gründen eine 
Härte bedeuten würde. 

§ 8 

Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe 

(1) Art, Höhe und Dauer der Leistungen 
der wirtschaftlichen Hilfe richten sich nach 
den Bedürfnissen des Einzelfalles. Die Lei- 
stungen sollen so bemessen sein, daß der Er- 
folg der Heilbehandlung gesichert, den be- 
sonderen Bedürfnissen des . Kranken Rech- 
nung getragen, die Fortsetzung der bisheri- 
gen Lebensführung nach der Heilung ermög- 
licht und die Erziehung und Berufsausbildung 
Unterhaltsberechtigter nicht gefährdet wer- 
den. Leistungen für Familienangehörige, die 
nicht in Hausgemeinschaft mit dem Kranken 
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gelebt haben, sollen nicht höher sein als die 
ihnen von dem Kranken vor der Erkran- 
kung durchschnittlich gewährten Leistungen. 

(2) Andere Personen sollen den Familien- 
angehörigen gleichgestellt werden, wenn der 
Kranke zur Gewährung ihres Lebensunter- 
halts verpflichtet ist oder wenn sie durch 
den ansteckend Kranken in der Wohn- 
gemeinschaft gefährdet sind. 

(3) Wirtschaftliche Hilfe ist, soweit an- 
gemessen, auch während der Dauer einer 
Übergangszeit zu gewähren. 

§ 9 

Leistungen für den Lebensunterhalt 

(1) Bei der Prüfung, ob nach den Verhält- 
nissen des Einzelfalles Leistungen für den 
Lebensunterhalt erforderlich sind, ist das Ein- 
kommen des Kranken, seines nicht getrennt 
lebenden Ehegatten und derjenigen Familien- 
angehörigen zu berücksichtigen, für die Lei- 
stungen benötigt werden; dies gilt insbeson- 
dere hinsichtlich der Barleistungen der Trä- 
ger der gesetzlichen Kranken- und Renten- 
versicherungen und der Versorgungsbehör- 
den. Lebt ein minderjähriger Kranker im 
elterlichen Haushalt, so ist auch das Ein- 
kommen der Eltern zu berücksichtigen. Das 
Vermögen des Kranken und seines nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten ist nach Maßgabe 
des § 7 Nr. 4 zu berücksichtigen. 

(2) Die Bedarfssätze für den Lebensunter- 
halt — außer der Beihilfe für Unterkunft 
(§ 3 Nr. 1) — sollen nicht geringer als das 
Eineinhalbfache der Richtsätze der öffent- 
lichen Fürsorge sein. 

(3) Als Einkommen im Sinne des Ab- 
satzes 1 gilt das gesamte Einkommen, be- 
sonders Bezüge in Geld oder Geldeswert aus 
gegenwärtigem oder früherem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis und aus Unterhalts- oder 
Remtenansprüchen öffentlicher oder privater 
Art nach Absetzung der Aufwendungen für 
Steuern, Beiträge zur Sozialversicherung oder 
privaten Versicherung oder ähnlichen Ein- 
richtungen in angemessenem Umfang sowie 
der mit der Erzielung des Einkommens ver- 
bundenen notwendigen Ausgaben. 

§ io 

Berufsfürsorge 

(1) Als Berufsfürsorge kann der Landes- 
fürsorge verband gewähren: 


1. Berufsausbildung oder -Umschulung, so- 
weit die Erkrankung besondere Maß- 
nahmen erfordert, 

2. Übergangsbeihilfen während einer Ein- 
arbeitungszeit und bei Halbtags- oder 
Leichtarbeit, 

3. Fürsorge am Arbeitsplatz. 

(2) Berufsfürsorge kann bis zur Dauer von 
zwei Jahren auch an Personen gewährt wer- 
den, die nicht mehr wegen Tuberkulose be- 
handlungsbedürftig sind. 

(3) Die Einleitung von Maßnahmen der 
Berufsausbildung oder -Umschulung nach 
Absatz 1 hat im Benehmen mit der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung zu erfolgen. 

(4) Die Länder erlassen Bestimmungen 
über die Schaffung der zur Durchführung 
der Berufsausbildung und -Umschulung er- 
forderlichen Einrichtungen. 

§ 11 

Verpflichtungen Dritter 

Die Verpflichtung Dritter zur Gewährung 
von Leistungen zur Deckung des Lebens- 
bedarfs wird durch Ansprüche oder Leistun- 
gen auf Grund dieses Gesetzes nicht berührt. 
Entgegenstehende Vereinbarungen sind un- 
wirksam. 

§ 12 

Ersatzansprüche 

(1) Der Landesfürsorgeverband, der nach 
diesem Gesetz einem Kranken Hilfe gewährt, 
kann, wenn der Kranke für die Zeit, für die 
ihm Hilfe gewährt wird, Ansprüche gegen 
einen Dritten auf Leistungen zur Deckung 
des Lebensbedarfs hat, durch schriftliche An- 
zeige an den Dritten bewirken, daß diese 
Ansprüche zum Ersatz auf ihn übergehen. 
Die schriftliche Anzeige an den Dritten be- 
wirkt den Übergang des Anspruchs für die 
Zeit seit dem Beginn der Tuberkulosehilfe 
bis zu ihrer Beendigung. Der Übergang wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß der An- 
spruch der Pfändung nicht unterworfen ist. 

(2) Der Landesfürsorgeverband soll den 
Übergang von Ansprüchen nur bewirken 
zum Ersatz seiner Aufwendungen für die 
wirtschaftliche Hilfe und für diejenigen 
Kosten der Heilbehandlung, für die der 
Kranke bei rechtzeitiger Erfüllung des An- 
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Spruches einen Beitrag nach Maßgabe des 
§ 7 zu leisten hätte. 

(3) Zum Ersatz der Kosten der Heil- 
behandlung darf der Landesfürsorgeverband 
einen nach bürgerlichem Recht Unterhalts- 
pflichtigen, abgesehen von dem unehelichen 
Vater (§ 1708 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
nur insoweit in Anspruch nehmen, als dessen 
steuerpflichtige Einkünfte die in § 7 Nr. 1 
genannte Verdienstgrenze übersteigen oder 
sein Vermögen in entsprechender Anwen- 
dung des § 7 Abs. 4 verwertbar ist. Ist der 
Kranke minderjährig oder lebt er im elter- 
lichen Haushalt, so sind die steuerpflichtigen 
Einkünfte nicht getrennt lebender Eltern 
gemeinsam zu berücksichtigen. 

(4) Für die Vergangenheit kann der Für- 
sorgeverband einen nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtigen außer unter den Vor- 
aussetzungen des § 1613 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs nur in Anspruch nehmen, wenn er 
ihm von der Gewährung der Tuberkulose- 
hilfe unverzüglich Mitteilung gemacht hat. 
§ 91 Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes 
und § 19 Abs. 2 des Bundesevakuiertcn- 
gesetzes gelten entsprechend. 

(5) Der Landesfürsorgeverband kann den 
Übergang von Ansprüchen gegen eine pri- 
vate Krankenversicherung nur insoweit be- 
wirken, als sie die in den §§ 2 bis 4 bezeich- 
neten Leistungen betreffen und nicht nur zur 
Ergänzung gewährt werden. 

§ 13 

örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig ist der Landesfür- 
sorgeverband, in dessen Bereich der Kranke 
im Zeitpunkt der Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit durch den Arzt eines Ge- 
sundheitsamtes, einer Versorgungsbehörde 
oder eines Trägers der Sozialversicherung 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Tritt die Behandlungsbedürftigkeit 
während des Aufenthaltes in einer Anstalt 
(§ 9 Abs. 1 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht) oder bei der Entlassnug aus 
einer solchen Anstalt ein, so ist der Landes- 
fürsorgeverband zuständig, der es bpi der 
Aufnahme in die Anstalt gewesen wäre. 

(3) Hat der Kranke in dem nach Absatz 1 
oder 2 für die Feststellung der Zuständig- 
keit maßgebenden Zeitpunkt keinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder ist ein solcher nicht zu ermit- 


teln, so bestimmt der Ort des tatsächlichen 
Aufenthaltes die Zuständigkeit. 

(4) Ändern sich nach der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit die die Zuständig- 
keit begründenden Umstände, so bleibt die 
bisherige Zuständigkeit bis zur Beendigung 
der eingeleiteten Behandlung bestehen, je- 
doch nicht über den Ablauf des dritten auf 
die Entlassung aus der stationären Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung folgenden 
Monats hinaus; im Falle des Absatzes 3 gilt 
dies nur bis zur Ermittlung des nach Ab- 
satz 1 oder 2 zuständigen Landesfürsorge- 
verbandes. In Fällen der Umsiedlung inner- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes und 
der Aufnahme von Deutschen aus Gebieten 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes ist der Landesfürsorgeverband vom 
Zeitpunkt der Umsiedlung oder des Eintref- 
fens im Geltungsbereich dieses Gesetzes an 
örtlich zuständig, in dessen Bereich der 
Kranke seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
nimmt. Begründet der Kranke im Auf- 
nahmeland keinen gewöhnlichen Aufenthalt, 
so bestimmt dieses den örtlich zuständigen 
Landesfürsorgeverband. In Fällen der Rück- 
führung von Evakuierten ist vom Zeitpunkt 
der Rückführung an der Landesfürsorgever- 
band des Ausgangsortes (§§ 1 und 6 des 
Bundesevakuiertengcsctzcs) örtlich zuständig. 

(5) In dringenden Fällen sind unaufschieb- 
bare Maßnahmen, die außerhalb des gewöhn- 
lichen Aufenthalts des Kranken erforderlich 
werden, von dem Landesfürsorgeverband zu 
treffen, in dessen Bereich sich der Kranke 
aufhält. 

§ 14 

Mitwirkung 

der Landkreise und der kreisfreien Städte 

(1) Soweit die wirtschaftliche Hilfe von 
dem Landesfürsorgeverband gewährt wird, 
ist sie von dem Landkreis oder 'der kreis- 
freien Stadt nach Richtlinien durchzuführen, 
die von dem Landesfürsorgeverband mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde im Rah- 
men dieses Gesetzes aufgestellt werden. Der 
Landesfürsorgeverband kann Einzelanwei- 
sungen über die Durchführung erteilen. 

(2) Der durchführende Landkreis oder die 
durchführende kreisfreie Stadt ist auf Ver- 
langen des Landesfürsorgeverbandes ver- 
pflichtet, Ansprüche, die der Landesfürsorge- 
verband nach § 12 oder nach den §§ 1541 
der Reichsversicherungsordnung, lila des 
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Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung, 292 Abs. 5 des Ge- 
setzes über den Lastenausgleich auf sich 
übergeleitet hat oder die auf diesen über- 
gegangen sind, im Namen des Landesfür- 
sorgeverbandes geltend zu machen. 

(3) Eine Beteiligung an den Aufwendun- 
gen der Tuberkulosehilfe kann von den 
Landkreisen und den kreisfreien Städten 
nicht verlangt werden. Bestimmungen über 
die Aufbringung von Haushaltsmitteln wer- 
den hierdurch nicht berührt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Sicherstellung der Maßnahmen der Tuber- 
kulosebekämpfung 

§ 15 

Sicherstellung der Tuberkulosehilfe 

(1) Die Tuberkulosehilfe kann sicher- 
gestellt werden durch 

1. Vereinbarungen zwischen Trägern der 
Sozialversicherung, 

2. Vereinbarungen zwischen einem Träger 
der Sozialversicherung und einem Landes- 
fürsorgeverband, 

3. Richtlinien eines Trägers der Sozialver- 
sicherung 

über die Abgrenzung und Durchführung 
ihrer Aufgaben, insbesondere über die Ab- 
grenzung des Personenkreises sowie den Um- 
fang und die Dauer der zu gewährenden 
Leistungen. 

(2) Diese Vereinbarungen und Richtlinien 
bedürfen der Schriftform. 

(3) Soweit solche Vereinbarungen oder 
Richtlinien nicht zustande kommen oder eine 
gleichmäßige Hilfe durch die Sozialversiche- 
rungsträger nicht gewährleisten, kann die 
Bundesregierung die in Absatz 1 vorgesehene 
Abgrenzung und Durchführung der Auf- 
gaben der Sozialversidierungstrager mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung regeln. 

§ 16 

öffentlicher Dienst 

(1) Den im Dienst des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und sonstiger Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffent- 


lichen Rechts stehenden Personen sowie 
ihren Ehegatten und ihren kinderzuschlag- 
berechtigten Kindern werden die in den 
§§ 2 bis 4 bezeichneten Leistungen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes von ihrem 
Dienstherrn gewährt. Dies gilt nicht für 
Ehrenbeamte und für Beamte, die ein ihre 
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchendes 
Amt bekleiden oder vorübergehend für 
nicht länger als ein Jahr verwendet werden, 
sowie für andere Personen, die für weniger 
als die Hälfte der regelmäßigen wöchent- 
lichen Arbeitszeit oder aushilfsweise beschäf- 
tigt werden. Satz 1 gilt ferner nicht, soweit 
•die Hilfe gesetzlich oder gemäß § 15 sicher- 
gestellt ist. 

(2) Den Versorgungsempfängern des Öf- 
fentlichen Dienstes sowie ihren Ehegatten 
und ihren kinderzuschlagsberechtigten Kin- 
dern gewährt der Träger der Versorgungs- 
last die in den §§ 2 bis 4 bezeichneten Lei- 
stungen nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes. Dies gilt nicht für die Empfänger von 
Ubergangsgeld, Abfindungsrente und Uber- 
gangsbeihilfe. Absatz 1 Satz 3 gilt ent- 
sprechend. 

(3) Ist die Erkrankung auf einen Dienst- 
oder Betriebsunfall zurückzuführen oder ist 
der Dienstherr zur freien Heilfürsorge ver- 
pflichtet, so gilt neben den hierfür maß- 
gebenden Vorschriften dieses Gesetz nur, so- 
weit es weitergehende Ansprüche gewährt. 

(4) Die Länder können Bestimmungen er- 
lassen über die Aufbringung der den Ge- 
meinden und sonstigen ihrer Aufsicht unter- 
stehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nach Ab- 
satz 1 oder 2 entstehenden Kosten. 

§ 17 

Deutsche Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn ist unbeschadet 
ihrer Verpflichtung nach § 16 ermächtigt, 
die Heilbehandlung, die vorbeugende Hilfe 
und die wirtschaftliche Hilfe den Betriebs- 
angehörigen und ehemaligen Betriebsange- 
hörigen mit Versorgungsbezügen der Deut- 
schen Bundesbahn oder ihrer Versicherungs- 
träger sowie deren Familienangehörigen zu 
gewähren. Dies gilt nicht, soweit die Hilfe 
gesetzlich oder gemäß § 15 von einem an- 
deren Träger der Sozialversicherung als 
der Bundesbahn- Versicherungsanstalt sicher- 
gestellt ist. 
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§ 18 

Anstaltspflege 

(1) Ist ein Kranker wegen Geisteskrank- 
heit, Geistesschwäche oder Epilepsie auf öf- 
fentliche Kosten oder auf Grund der §§ 42 b 
oder 42 c des Strafgesetzbuchs in Anstalts- 
pflege untergebracht, so tragt der für diese 
Unterbringung zuständige Kostenträger die 
durch die Erkrankung an Tuberkulose in 
der Anstalt verursachten Sonderaufwendun- 
gen. 

(2) Während der Dauer der Anstaltspflege 
gewährt der Landesfürsorgeverband den Fa- 
milienangehörigen wirtschaftliche Hilfe nur, 
wenn der Kranke vor der Unterbringung 
mit ihnen zusammen gelebt hat und wenn 
anzunehmen ist, daß die Erkrankung in die- 
sem Zeitpunkt bereits bestanden hat. Dies 
gilt jedoch nicht über den Ablauf des sechs- 
ten auf die Anstaltsaufnahme folgenden Mo- 
nats hinaus. 

§ 19 

Haft 

(1) Befindet sich ein Kranker in Unter- 
suchungshaft oder wird eine Freiheitsstrafe, 
die Unterbringung in einem Arbeitshaus oder 
Asyl oder die Sicherungsverwahrung gegen 
ihn vollzogen, so gewährt ihm die Vollzugs- 
behörde während der Dauer der Verwahrung 
die Heilbehandlung. 

(2) Während dieser Zeit gewährt der Lan- 
desfürsorgeverband den Familienangehörigen 
wirtschaftliche Hilfe nur, wenn der Kranke 
vor dem Beginn der Verwahrung mit ihnen 
zusammen gelebt hat und wenn anzunehmen 
ist, daß die Erkrankung in diesem Zeitpunkt 
bereits bestanden hat, bei Vollzug einer Frei- 
heitsstrafe, de* Unterbringung in einem Ar- 
beitshaus oder Asyl und der Sicherungsver- 
wahrung jedoch nicht über den Ablauf des 
sechsten auf den Beginn der Verwahrung fol- 
genden Monats hinaus. 

VIERTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der zur Bekämpfung der 
Tuberkulose verpflichteten Stellen 

§ 20 

Gesundheitsamt 

(1) Der Antrag ist bei dem Gesundheits- 
amt zu stellen. Er kann auch bei der Ge- 


meinde des Wohnorts gestellt werden und 
ist von dieser unverzüglich an das zuständige 
Gesundheitsamt weiterzuleiten. 

(2) Die zur Gewährung von Maßnahmen 
der Tuberkulosebekämpfung verpflichtete 
Stelle kann im Benehmen mit dem Gesund- 
heitsamt entweder über einen unmittelbar 
bei ihr eingereichten Antrag selbst entschei- 
den oder von Amts wegen die erforderliche 
Hilfe gewähren. 

(3) Stellt der Kranke den Antrag nicht, 
so kann das Gesundheitsamt die erforderliche 
Hilfe bei der zuständigen Stelle beantragen. 

§ 21 

Arbeitsgemeinschaften 

(1) Die an der Bekämpfung der Tuber- 
kulose beteiligten Stellen sollen Arbeits- 
gemeinschaften bilden mit dem Ziel, diese 
Aufgabe gemeinsam zu erfüllen. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaften regeln ins- 
besondere die Schnelleinweisung. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen 
können ein Verfahren vereinbaren, durch 
das Streitigkeiten zwischen ihnen von 
Schiedsstellen geregelt werden. 

§ 22 

Wechsel der Zuständigkeit 

(1) Gewährt der Landesfürsorgeverband 
Leistungen der Tuberkulosehilfe nach § 6 
oder § 13 Abs. 5 an Stelle einer anderen zur 
Gewährung der Hilfe verpflichteten Stelle, 
so hat er die für zuständig erachtete Stelle 
unverzüglich über die von ihm eingeleiteten 
Maßnahmen zu unterrichten. Diese Stelle 
kann die Maßnahmen übernehmen. Sie hat 
die dem Landesfürsorgeverband bis zur 
Übernahme entstandenen Kosten zu erstat- 
ten. Für die Erstattungsansprüche gegen die 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
finden §§ 1527 bis 1543 der Reichsversiche- 
rungsordnung entsprechende Anwendung. 

(2) Der Landesfürsorge verband ist nicht 
verpflichtet, Kosten für eine Maßnahme zu 
übernehmen, die nicht von ihm veranlaßt 
oder genehmigt ist, es sei denn, daß die Maß- 
nahme von einer zur Gewährung von Lei- 
stungen zur Bekämpfung der Tuberkulose 
verpflichteten Stelle eingeleitet ist und bei 
rechtzeitiger Antragstellung nach den Richt- 
linien des Landesfürsorgeverbandes zu ge- 
währen war. 
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(3) Ändern sich nach der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit die die Zuständig- 
keit begründenden Umstände, so bleibt die 
bisherige Zuständigkeit bis zur Beendigung 
der Behandlung bestehen. Dies gilt jedoch 
nicht in den Fällen des Absatzes 1 und der 
§§18 und 19, im übrigen nicht über den Ab- 
lauf des dritten auf die Entlassung aus der 
stationären Krankenhaus- oder Heilstätten- 
behandlung folgenden Monats hinaus. Un- 
berührt bleiben die Vorschriften und Bestim- 
mungen über die zeitliche Begrenzung der 
Leistungspflicht in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung. 


nach Absatz 1 erteilte Weisung, oder ge- 
fährdet der Kranke vorsätzlich oder grob 
fahrlässig andere Personen oder den Erfolg 
seiner Heilbehandlung, so können die Lei- 
stungen der wirtschaftlichen Hilfe oder die 
Barleistungen der Versicherungsträger be- 
schränkt oder entzogen werden. Das gleiche 
gilt, wenn Eltern vorsätzlich oder grob fahr- 
lässig den Erfolg der Heilbehandlung eines 
minderjährigen Kindes gefährden. 

(3) Im übrigen bleiben die für das Heil- 
verfahren der Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen geltenden Vorschriften 
unberührt. 


§ 23 


Auftragsweise Durchführung 

(1) Der örtlich zuständige Landesfürsorge- 
verband ist verpflichtet, auf Antrag einer 
Berufsgenossenschaft, einer Krankenkasse, 
einer Versorgungsbehörde, eines Dienstherrn 
oder Trägers der Versorgungslast die Durch- 
führung der Heilbehandlung auf Rechnung 
der beantragenden Stelle zu übernehmen. 


(2) Der Vereinbarung der Beteiligten 
bleibt Vorbehalten, ob und in welcher Höhe 
Verwaltungskosten zu erstatten sind. 


FÜNFTER ABSCHNITT 


§ 25 


Änderung der Reichsversicherungsordnung 


In § 1541 der Reichsversicherungsordnung 
werden hinter dem Worte „Familienunter- 
halts“ ein Komma gesetzt und die Worte 
„die Landesfürsorgeverbände als Träger der 
Tuberkulosehilfe“ eingefügt. 


§ 26 

Amtshilfe, Auskunftspflicht 

Die §§ 27 und 28 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) finden bei der Ge- 
währung der Tuberkulosehilfe entsprechende 
Anwendung. 


Sonstige Vorschriften 

§ 24 

Pflichten des Kranken 

(1) Der Kranke und seine Familien- 
angehörigen sind verpflichtet, den Weisun- 
gen Folge zu leisten, die ihnen von den zur 
Gewährung von Leistungen für die Be- 
kämpfung der Tuberkulose zuständigen 
Stellen oder dem Gesundheitsamt für ihr 
Verhalten zur Förderung und Sicherung der 
Heilung, zur Durchführung der Pflege oder 
zur Vermeidung der Ansteckung erteilt wer- 
den. Sie sind ferner verpflichtet, diesen Stel- 
len die für die Bekämpfung der Tuberkulose 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Verstößt der Kranke oder ein Fami- 
lienangehöriger in grober Weise gegen eine 


S 27 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nungen Bestimmungen treffen über 

1. die Abgrenzung der Begriffe „Tuber- 

kulosekranker“ (§ 1) und „gleichzeitige Er- 
krankung vorübergehender Art“ (§ 2 

Abs. 2), 

2. Inhalt und Umfang der in den §§ 2 bis 4 
genannten Leistungen, 

3. Voraussetzungen, Art und Umfang der Be- 
rücksichtigung von Einkommen und Ver- 
mögen (§§ 6 bis 9, 16, 17), 

4. Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Berufsfürsorge (§ 10), 
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5. das Ausmaß der Verpflichtungen der 
Empfänger der Tuberkulosehilfe und 
ihrer Familienangehörigen (§ 24). 

§ 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgcsetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


B e g r ü 

A. Vorbemerkungen 

1. Die Zahl der Todesfälle als Folge einer Er- 
krankung an Tuberkulose nimmt seit Be- 
ginn des Jahrhunderts ständig ab. Noch 
im Jahre 1913 kamen im Deutschen Reich 
auf 10 000 Einwohner 14,3 Todesfälle an 
Tuberkulose, 1953 wurden im Bundes- 
gebiet auf 10 000 Einwohner 1,8 Todes- 
fälle an Tuberkulose der Atmungsorgane 
vcrzeichnet.Die Abwärtsentwicklung wurde 
nur durch die Folgen der beiden Welt- 
kriege vorübergehend unterbrochen. Die 
Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung, 
nämlich Heilbehandlung, wirtschaftliche 
Hilfe durch Träger der Sozialversicherung 
und Landesfürsorgeverbände und die dau- 
ernde ärztliche Überwachung durch die 
gesetzlich verankerten Tuberkulose-Für- 
sorgestellen (§ 3 Abs. 1 Ziff. I Buchstabe f 
des Gesetzes über die Vereinheitlichung des 
Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 — 
RGBl. I S. 531), haben sich demnach be- 
währt. 

Die modernen Heilmethoden, insbesondere 
die Operation und die Chemotherapie, 
haben die Lebensdauer der Tuberkulose- 
kranken erheblich verlängert, haben aber 
Neu- oder Wiedererkrankungen an Tuber- 
kulose nicht in dem gleichen Maße ver- 
mindern können. 1949 betrug der Zugang 
32,93 auf 10 000 Einwohner (absolut: 
147 001). Bis 1953 sank der Zugang auf 
21,95 auf 10 000 Einwohner (absolut: 
107 538). Der Bestand der ansteckenden 
(offenen) Tuberkulosekranken mit posi- 
tivem Bazillennachweis ist jedoch nicht zu- 


§ 29 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt an dem auf seine 
Verkündung folgenden Monatsersten in 
Kraft. 

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes tritt die Verordnung über Tuber- 
kulosehilfe vom 8. September 1942 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 549) mit ihren Durchführungs- 
bestimmungen außer Kraft. Wo in gesetz- 
lichen Bestimmungen diese Verordnung ge- 
nannt ist, tritt an ihre Stelle dieses Gesetz. 


n d u n g 

rückgegangen, er hat vielmehr zugenom- 
men: 1949 waren es 17,7, 1953 20,39 auf 
10 000 Einwohner (absolute Zahlen 83 757 
und 100 477). Wenn die Zahl der Kran- 
ken nunmehr abnehmen soll, so dürfen 
die Maßnahmen der Tuberkulosebe- 
kämpfung nicht nachlassen; sie müssen, wo 
sich Lücken gezeigt haben, ergänzt wer- 
den. 

2. Die Tuberkulose ist eine übertragbare 
Krankheit, die die Arbeits- und Erwerbs- 
fähigkeit des Erkrankten auf lange Sicht 
beeinträchtigen, ja aufhcben kann. Am 
wirksamsten wird ihre Verbreitung ein- 
gedämmt, wenn jeder neue Erkrankungs- 
fall in einem möglichst frühen Zeitpunkt 
erkannt und rechtzeitig ausreichend behan- 
delt wird. Je früher die Behandlung be- 
ginnt, um so größer ist die Aussicht auf 
eine bleibende Heilung, um so geringer 
ist die Gefährdung anderer, um so kürzer 
ist die Behandlungsdauer und um so nie- 
driger sind Behandlungskosten und Ver- 
dienstausfall. 

Die frühzeitige Einleitung einer Heil- 
behandlung, insbesondere einer stationären 
Krankenhaus- oder Heilstättenbehandlung, 
setzt voraus, daß der Kranke der Sorge 
um seine Existenz und um die wirtschaft- 
liche Lage seiner Familie während der 
Dauer der Behandlung oder der ihm auf- 
erlegten Schonung enthoben wird. Auch 
der Erfolg der Heilbehandlung selbst 
hängt wesentlich mit davon ab, daß der 
Kranke nicht von wirtschaftlichen Sorgen 
belastet ist, sondern unter Einsatz aller 
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seiner körperlichen und geistigen Kräfte 
zu seiner Gesundung beitragen kann. Zu 
den Maßnahmen der Tuberkulosebe- 
kämpfung gehören daher nicht nur die 
Heilbehandlung und die Verhütung der 
Übertragung der Krankheit, sondern auch 
wirtschaftliche Hilfe zur Befriedigung der 
Bedürfnisse des Kranken und seiner Fa- 
milie während der Dauer der Heilbehand- 
lung und der Zeit der Schonung, gege- 
benenfalls auch die berufliche Förderung 
des Kranken zur Sicherung seiner Wie- 
dereingliederung in das Erwerbsleben. 
Diese Maßnahmen können nicht schon mit 
der Beendigung der Heilbehandlung ein- 
gestellt werden. Der Gefahr eines Rück- 
falls muß soweit wie möglich vorgebeugt 
werden. Stichproben, die Mitte 1954 in 
einem Lande bei rd. 800 stationär behan- 
delten Patienten gemacht wurden, ergaben, 
daß rd. 75 v. H. dieser Patienten inner- 
halb von 3 Jahren rückfällig geworden 
waren. Schon innerhalb des ersten Jahres 
nach Beendigung des Heilverfahrens waren 
36,5 v. H. der Patienten rückfällig gewor- 
den, während des zweiten Jahres 20 v. H. 
der Männer und 25 v. H. der Frauen. 
Wenn auch der hier beobachtete Personen- 
kreis nicht unbedingt als repräsentativ 
gelten kann, so bietet das Ergebnis der 
Untersuchung doch die Möglichkeit, Rück- 
schlüsse für die notwendigen Maßnahmen 
zu ziehen. Die Versorgung des Kranken 
und seiner Familie, die nicht nur rechtzei- 
tig gewährt, sondern sowohl hinsichtlich 
des Umfangs der Leistungen wie hinsicht- 
lich ihrer zeitlichen Ausdehnung ausrei- 
chend bemessen ist, stellt daher für den 
einzelnen wie für die Allgemeinheit das 
sparsamste und zugleich das zweckmäßigste 
Mittel im Kampfe gegen die Tuberkulose 
dar. 

3. Zu Maßnahmen der Tuberkulosehilfe be- 
rufen sind vor allem die Träger der ge- 
setzlichen Kranken- und Rentenversiche- 
rungen und die Landesfürsorgeverbände. 
Die Zuständigkeit der Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung folgt aus den 
Vorschriften des Zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung, die der Trä- 
ger der gesetzlichen Rentenversicherungen 
aus den Rahmenvorschriften der §§ 1252, 
1310 ff. RVO, §§ 51, 25 AVG und §§ 61, 
31 RKnG. Die Zuständigkeit der Landes- 
fürsorgeverbände ist schon nach dem bis- 


herigen Recht durch die Verordnung über 
Tuberkulosehilfe begründet. 

Die Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen haben zur Bekämpfung der 
Tuberkulose im Kalenderjahr 1953 (die 
Zahlen für 1954 liegen noch nicht vor) 
insgesamt 213 888 000 DM auf gewandt. 
Von diesem Betrag entfallen auf die Heil- 
stättenbehandlung 180 207 000 DM, auf 
ambulante Behandlung 11 175 000 DM 
und auf Asylierungen 22 506 000 DM. In 
den beiden letzten Beträgen sind die Auf- 
wendungen der Bundesbahn- Versicherungs- 
anstalt nicht enthalten. Die Landesfür- 
sorgeverbände haben im Haushaltsjahr 
1953 für die Tuberkulosehilfe 80 073 000 
DM aufgewendet, wovon rd. 33 Mio auf 
laufende und rd. 10 Mio auf einmalige 
Unterstützungen entfielen. Im Kalender- 
jahr 1954 betrugen ihre Aufwendungen 
rd. 85 Mio DM, wovon rd. 36 Mio auf 
laufende und rd. 9,7 Mio auf einmalige 
Un ter Stützung e n entfielen. 

4. Die Verordnung über Tuberkulosenhilfe, 
die der Ministerrat für die Reichsverteidi- 
gung am 8. September 1942 mit Gesetzes- 
kraft erlassen hat (RGBl. I S. 549), im fol- 
genden als VO bezeichnet, enthält in we- 
nigen grundlegenden Bestimmungen Rah- 
menvorschriften, zu deren Ausfüllung, Er- 
gänzung und auch Abänderung der Reichs- 
minister des Innern durch § 8 VO ermäch- 
tigt wurde. Er hat von dieser Ermächti- 
gung in 5 Durchführungserlassen Gebrauch 
gemacht, ohne aber zwisdicn normativen 
und Verwaltungsbestimmungen deutlich 
zu unterscheiden. 

Dieses Gesetzgebungswerk wurde durch 
den Zusammenbruch im Jahre 1945 unter- 
brochen in einem Zeitpunkt, in dem es 
noch nicht vollendet war. Es zeigte sich 
sehr bald das Bedürfnis vor allem zu einer 
Überprüfung der Einkommensgrenze, zur 
Schaffung eigenständiger Bestimmungen 
für die Bemessung wirtschaftlicher Hilfe 
— deren Fehlen sich nach dem Fortfall des 
Vergleichsmaßstabes des Familienunterhalts 
besonders nachteilig bemerkbar machte — , 
ferner zum Erlaß von Vorschriften für 
die Ausgestaltung der beruflichen Maß- 
nahmen, die Inanspruchnahme Unterhalts- 
pflichtiger und die Heranziehung von 
Vermögen, die Erstattung von Leistungen 
der wirtschaftlichen Hilfe aus Renten- 
nachzahlungen, die Beseitigung der Dop- 
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pelbetrcuung tuberkulosekranker Ange- 
höriger des öffentlichen Dienstes und nicht 
zuletzt zu einer Überprüfung und einheit- 
lichen Regelung der Abgrenzung der Auf- 
gaben der verschiedenen Kostenträger. 
Von der Ermächtigung des § 8 VO glaub- 
ten die nunmehr zuständigen Stellen der 
Länder keinen Gebrauch machen zu sol- 
len. Mit dem Inkrafttreten des Art. 129 
Abs. 3 GG erlosch sie. 

Der Oberpräsident der Nordrheinprovinz 
hat die VO durch seine Anordnung vom 
15. März 1946 (GuVBl. S. 133) ersetzt; die 
Rechtsgültigkeit dieser Anordnung wird 
von dem obersten Verwaltungsgericht des 
Landes in Zweifel gezogen. Anordnungen 
der Besatzungsmächte über die Vereinheit- 
lichung der Fürsorgeleistungen führten zu 
tiefgreifenden Zweifeln über die Zulässig- 
keit von Maßstäben für die Bemessung der 
wirtschaftlichen Tuberkulosefürsorge, die 
über die Richtsätze der öffentlichen Für- 
sorge hinausgingen. Daher unterscheiden 
sich in einigen Ländern die Leistungen der 
Tuberkulosefürsorge auch heute noch nicht 
wesentlich von J ^nen der öffentlichen 
Füi zw ge (vgl. Übersicht 1) ). Die Abgrenzung 
der Aufgaben der Landesfürsorgeverbände 
und der Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherungen erfolgte durch den Erlaß 
des Reichsarbeitsministers vom 3. Juni 
1944 — II 5272/44 — (Verbindiichkcits- 
erlaß). Dieser Erlaß war auf den Er- 
laß über die Vereinfachung der Verwal- 
tung vom 22. August 1939 (RGBl. I 

S. 1531) gestützt. Er hat nach der herr- 
schenden Meinung seine verbindliche Wir- 
kung mit dem Außerkrafttreten des Ver- 
einfachungserlasses und der Wiedererrich- 
tung der Selbstverwaltung in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung verloren. 

Diese Entwicklung hat zu einer weitgehen- 
den Rechtsunsicherheit geführt. Eine Neu- 
ordnung der Materie ist daher geboten. 

5. Der Gesetzentwurf schließt sich im we- 
sentlichen den Grundzügen der VO an. Er 
sieht eine Anhebung der Leistungen der 
wirtschaftlichen Fürsorge (§ 9 Abs. 2) und 
ihre zeitliche Ausdehnung (§ 8 Abs. 3) 
vor, erweitert den Personenkreis, der als 
bedürftig oder teilweise bedürftig zu gel- 
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ten hat (§§ 6, 7), und erweitert den Kreis 
der Tatbestände, für die Leistungen der 
wirtschaftlichen Hilfe vorgesehen sind 
(§ 3). Übereinstimmend mit der VO sieht 
der Entwurf in §§ 6 und 15 vor, daß der 
Landesfürsorgeverband diejenigen Lei- 
stungen zu gewähren hat, zu deren Ge- 
währung kein anderer Kostenträger ge- 
setzlich berufen ist. Die Abgrenzung der 
Aufgaben der Landesfürsorgeverbände 
und der Träger der Sozialversicherung 
wird grundsätzlich der Selbstverwaltung 
überlassen, zur Sicherung der Einheitlich- 
keit dieser Abgrenzung jedoch die Mög- 
lichkeit der Regelung durch eine Rechts- 
verordnung vorgesehen (§ 15). 

Wie sich aus der Übersicht 1 ) ergibt, liegen 
die Leistungen der Landesfürsorgeverbände, 
wenn auch in unterschiedlicher Höhe, un- 
ter der in § 9 Abs. 2 vorgesehenen an- 
derthalbfachen Richtsatzhöhe. Bei Zu- 
grundelegung der Aufwendungen im Ka- 
lenderjahr 1954 für laufende Unterstüt- 
zungen (vgl. oben Nr. 3) kann der Mehr- 
bedarf auf etwa 15 Mio DM geschätzt 
werden, das sind 5 v. H. der erfaßbaren 
Gesamtaufwendungen der Tuberkulose- 
bekämpfung und 19 v. H. der Aufwen- 
dungen der Landesfürsorgeverbände. 

6. Die Verpflichtung der Versorgungsver- 
waltung zur Gewährung der erforder- 
lichen Hilfe an Beschädigte, deren Erkran- 
kung an Tuberkulose eine anerkannte 
Folge der Schädigung ist, ist in § 10 Abs. 1 
und 4 BVG, die Verpflichtung der Trä- 
ger der Unfallversicherung zur Gewäh- 
rung der erforderlichen Hilfe an Perso- 
nen, deren Erkrankung an Tuberkulose 
eine Berufskrankheit ist, in dem Dritten 
Buch der RVO gesetzlich geregelt. Da in 
diesen beiden Fällen klar abgegrenzte so- 
ziale Tatbestände vorliegen und da in die- 
sen Fällen neben dem Gesichtspunkt der 
Bekämpfung der Tuberkulose der Ge- 
sichtspunkt der Versorgung bzw. Ent- 
schädigung im Vordergrund steht, kön- 
nen sie bei der Regelung der auch insoweit 
subsidiären Maßnahmen der Tuberkulose- 
hilfe außer Betracht bleiben. 

7. Die Zuständigkeit des Bundes zur Gesetz- 
gebung ergibt sich aus Art. 74 Nr. 7 und 
19 GG. 
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Übersicht 

über die in den Ländern der Bundesrepublik (außer Berlin) geltenden Richtsätze 
der wirtschaftlichen Tuberkulosehilfe (Stand 1. Mai 1955) 



Baden- 

Württemberg 

Bayern 

Bre- 

men 

Ham- 

burg 

Hessen 


Städte 

über 

500000 

Einw. 

Städte 

über 

100000 

Einw. 

Land- 

kreise 

kreis- 

freie 

Ge- 

mein- 

den 

■ 

I 

1 

kreis- 

freie 

Städte 

über 

100000 

Einw. 

übrige 

kreis- 

freie 

Städte 

Land- 

kreise 


DM 



DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Alleinstehende 

64,- 

58,— 

55,— 

50,- 

bis 

60,- 

46- 

bis 

60,— 

64,- 

61,- 

68,— 

62,- 

58,- 

Haushaltungs- 

vorstand 

57- 

51,— 

48,- 

46,- 

bis 

56,- 

46,— 

bis 

56 — 

59,- 

61,- 

62,- 

58,— 

54,- 

Haushaltungs- 
angehörige 
über 16 Jahre 

40,— 

37,— 

34,- 

33 — 
bis 
42,- 

33 — 
bis 

40- 

43,- 

45,- 

44,- 

44,— 

40,- 

Haushalts- 
angehörige unter 

16 Jahren 

33,- 

32,- 

29- 

27- 

bis 

37,- 

27,— 

bis 

37 — 

33,— 

35,- 

35,- 

35,- 

33,— 

Pflegezulage für 
Kranke: 

über 

16 Jahre 

30, — bis 

60 — 

unter 

16 Jahren 

15, — bis 
30,- 


Kinder 20, — 

Erwachsene 30, — 

20,- 

bis 

40,- 

bis zu 
50,- 


Gru] 

35 

Gru] 

25 

Ppe I 

J 

?P e II 

y 

Für gefährdete 
Familienmitglieder 

20, — bis 50, — 
zahlbar auch 
während Ab- 
wesenheit des 
Ernährers; 
außerdem Kin- 
derzulage 
je Kind bei Er- 
krankung eines 
Elternteils 
bis 5, — bei 
Vorliegen 
besonderer 
Bedürfnisse. 

20, — mtl. als Ge- 
fährdetenzulage 
für Kinder in 
Wohngemein- 
schaft mit Off en- 
tuberkulösen 

je 

15,- 

je 

10- 

bis 

15,- 


10,3 
bis 15,3 

Verhältnis zur allg. 
Fürsorge 
a) Vomhundert- 
satz 

100 V. H. 


100 

v.H. 


100 
v. H. 

100 
v. H. 


110 

v.H. 


b) Wird Mehr- 
bedarf im Sinne 
des FÄG be- 
rücksichtigt? 


ja 


ja 


ja 

Ja 


ja 
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Übersicht 

über die in den Ländern der Bundesrepublik (außer Berlin) geltenden Richtsätze der wirt- 
schaftlichen Tuberkulosehilfe (Stand 1. Mai 1955) 


Niedersachsen 

Rheinl.- 

Pfalz 

Nordrhein- 

Westfalen 

Schleswig- 

Holstein 

Berlin 










Ge- 


Gemeinden 





Ge- 


mein- 





Stadt- 

Land- 

Groß- 

Klein- 

Groß- 

den, 

Klein- 

und 

Mittel- 

städte 


über 

über 

unter 

kreise 

kreise 

stadte 

Städte 

mein- 

den 

Städte 


500000 

100000 100000 







Einw. 

Einw. 

Einw. 








DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

66,— 

64,- 

61,- 

74,- 

69,- 

71,75 

69,75 

67,75 

60,— 

54,- 

66, — 




*) 

*) 





58,- 

56,- 

53,- 

69,- 

61,- 

66,75 

64,75 

62,75 

51,- 

48,- 

60,— 

42,- 

41,- 

38,— 

46,- 

40,- 

48,75 

47,75 

45,75 

37,- 

35,- 

42,- 

36,- 

35,- 

32,- 

34,- 

31,- 

45,75 

43,75 

41,75 

32,- 

29,- 

33,— 

bis zu 40, — 


bisfcu 40, — 

einheitlich 25, — 

20,- 

40,- 

bis zu 20, — ; in besonders 
gelagerten Fällen Sonderbei- 






(ohne Richtsatz- 







gewährung 




hilfe bis zu 50, — ; vom 






31,- 

■) 




1. Oktober bis 30. April 
mtl. 10, — Heizungszu- 
schlag je Haushalt 

bis zu 15, — 









über 16 Jahre bis zu 10, — , 











unter 16 Jahren bis zu 5, — ; 
bei Krankenhauseinweisung 
und Kurverschickung des 
Erkrankten 50 v. H. der ge- 











samten Beihilfe 


110 

j 

134 

122 


125 


100 




v. H. 




v. H. 

v. H. 


v. H. 


v. H. 


100 V. H. 


i. 

1 

! 

nein 

ja 


ja 


ja 


ja, bei nicht nur vorüber- 
gehender schwerer Er- 




i 

i 

I 






werbsbeschränkung 


*) Für AUeirLStefoenide kann außerdem eine Er n äh rungsb eihilf e bis zu 25, — DM 
monatlich gewährt werden. 
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B. Die Bestimmungen im einzelnen 
Zu § 1 

Als Tuberkulosehilfe bezeichnet der Entwurf 
nur die den Landesfürsorgeverbänden oblie- 
gende Leistung. Die Leistungen aller Stellen, 
die Heilbehandlung oder wirtschaftliche 
Hilfe gewähren, werden als „Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Tuberkulose“ bezeich- 
net. 

Tuberkulosehilfe soll allen Kranken ohne 
Rücksidit auf ihre Staatsangehörigkeit ge- 
währt werden. 

Zu § 2 

Die stationäre Beobachtung und Behandlung 
umfaßt nicht nur die ärztliche Behandlung, 
sondern auch die hiermit verbundenen son- 
stigen Leistungen, insbesondere Unterbrin- 
gung und Verpflegung des Kranken, unter 
Umständen Taschengeld. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung entspricht im wesent- 
lichen Nr. 21 des Ersten Durchführungserlas- 
ses. Entsprechend* den Erfahrungen der Pra- 
xis ist sie jedoch ergänzt, insbesondere durch 
die Einführung von Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 
Nr. 1 und 2 und Abs. 3. Die Abs. 1 und 2 
führen die Leistungen der Tuberkulosehilfe 
auf, die typisch zu gewähren sind. Abs. 3 
schließt hieran sonstigen fürsorgerischen Be- 
darf im Sinne des Fürsorgerechts an, der nur 
in besonders gelagerten Fällen in Betracht 
kommt und dessen Gewährung mit der Er- 
krankung nur in mittelbarem Zusammen- 
hang steht, wie z. B. Krankenhilfe, Berufs- 
ausbildungshilfe für Familienangehörige und 
den einfachen Bedarf an Hausrat und Klei- 
dung. 

Der Begriff „Lebensunterhalt“ (Abs. 1 Nr. 1) 
ist in § 6 Abs. 1 Buchstabe a der Reichs- 
grundsätze über Voraussetzung, Art und 
Maß der Öffentlichen Fürsorge festgelegt 
(vgl. Begründung zu § 6). Lebensunterhalt 
(Abs. 1 Nr. 1) umfaßt auch die Miete oder 
sonstige Beihilfen für die Unterkunft. Dem- 
gegenüber ist in Abs. 2 Nr. 3 als Wohnungs- 
beihilfe diejenige Beihilfe bezeichnet, die für 
die Instandsetzung einer vorhandenen Woh- 
nung erforderlich ist, insbesondere zur Wet- 
terfestmachung oder zur Schaffung der Mög- 
lichkeit einer häuslichen Absonderung des 
Kranken. 

Zu § 4 

Die vorbeugende Hilfe wurde als ein we- 


sentlicher Teil der Tuberkulosebekämpfung 
von Versicherungsträgern wie von Landes- 
fürsorgeverbänden bereits in der Vergangen- 
heit in vielgestaltiger Form und in unter- 
schiedlichem Ausmaß freiwillig gewährt. 
Während die vorbeugende Hilfe grundsätz- 
lich eine freiwillige Leistung bleiben soll, ist 
sie als Pflichtleistung für diejenigen Minder- 
jährigen vorgesehen, die in Wohngemein- 
schaft mit einem Kranken leben, der an 
einer ansteckungsfähigen Tuberkulose leidet. 

Zu § 6 

Die in § 6 begründete Zuständigkeit des 
Landesfürsorgeverbandes bezieht sich nur 
auf diejenigen Fälle, bei denen fürsorgerische 
Maßnahmen erforderlich sind, weil nach den 
Verhältnissen des Kranken Hilfe erforder- 
lich und keine andere Stelle zur Gewährung 
der Hilfe verpflichtet ist. Die Verpflichtung 
einer anderen Stelle kann auf Gesetz be- 
ruhen oder auf einer Sicherstellung nach 
§ 15. Unbeschadet der Verpflichtung einer 
anderen Stelle soll der Landesfürsorgever- 
band jedoch zuständig sein, wenn die not- 
wendigen Maßnahmen, insbesondere aus den 
in § 6 Abs. 2 genannten Gründen, im Ein- 
zelfall nicht rechtzeitig du rch ge führt wer- 
den. 

Gesetzlich sichergestellt ist die erforderliche 
Hilfe vor allem für 

a) die ambulante Behandlung Krankenver- 
sicherter durch das Zweite Buch der 
Reichsversicherungsverordnung und die 
hierzu ergangenen ergänzenden Bestim- 
mungen, 

b) Berufskrankheiten durch das Dritte 
Buch der Reichsversicherungsordnung 
und die hierzu ergangenen ergänzenden 
Bestimmungen, 

c) anerkannte Folgen einer Schädigung 
durch § 10 Abs. 1 bis 4 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes vom 20. Dezember 
1950 in der Fassung vom 7. August 1953 
(BGBl. I S. 866), 

d) Dienstunfälle durch § 134 des Bundesbe- 
amtengesetzes vom 14. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 551). 

Das gleiche gilt ferner für diejenigen Grup- 
pen des öffentlichen Dienstes, insbesondere 
der Polizei, denen nach Sonderregelung Heil- 
fürsorge für ihre Person, gegebenenfalls auch 
für ihre Angehörigen zusteht. Hinsichtlich 
der Sicherstellung nach §§15 und 16 wird 
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auf die Ausführungen zu diesen Vorschriften 
verwiesen. 

Die Tuberkulosehilfe ist eine fürsorgerische 
Leistung, wenn auch keine Leistung im Sinne 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht. 
Die Bestimmungen der Fürsorgepflichtver- 
ordnung sind nur in dem Umfange auf die 
Leistungen der Tuberkulosehilfe anzuwen- 
den, in dem dies in dem Entwurf ausdrück- 
lich festgelegt worden ist (§ 26). Bezeichnun- 
gen des Fürsorgerechts werden in dem Ge- 
setzentwurf mit dem Inhalt verwendet, den 
sie in der Rechtssprache der Fürsorge haben. 
Für die Gewährung der Tuberkulosehilfe 
kommt nur ein überörtlicher Fürsorgeträger 
in Betracht. Auf Grund der Verordnung 
über Tuberkulosehilfe wird Tuberkulose- 
hilfe auch bisher schon von den Landesfür- 
sorgeverbänden durchgeführt. 

Durch die Verpflichtung der Landesfürsorge- 
verbände zur Gewährung der Pieilbehand- 
lung im Rahmen der Tuberkulosehilfe wird 
die Verpflichtung der Gemeinden zur Bereit- 
stellung von Betten für die Absonderung an- 
steckungsfähiger Tuberkulosekranker gemäß 
§ 24 der Verordnung des Reichsministers des 
Innern betreffend die Bekämpfung übertrag- 
barer Krankheiten vom 1. Dezember 1938 
(RGBl. I S. 1721) nicht berührt. 

Zu § 7 

§ 7 legt fest, nach welchen Gesichtspunkten 
der Landesfürsorgeverband entscheiden soll, 
ob ein Beitrag des Kranken oder seines Ehe- 
gatten zu den Kosten der Fleilbehandlung zu 
fordern ist (§ 6 Abs. 4) oder ob die Gewäh- 
rung der Fleilbehandlung nach den Verhält- 
nissen des Einzelfalles nicht erforderlich ist 
(§ 6 Abs. 2). Im Unterschied zur VO ver- 
zichtet der Entwurf auf die Festlegung einer 
oberen Einkommensgrenze. Die Verordnung 
sieht vor, daß bei einem 7200 DM überstei- 
genden Einkommen Hilfe nur in Ausnahme- 
fällen gewährt wird. Die Flöhe der Kosten 
einer stationären Fleilbehandlung erfordert 
aber auch in solchen Fällen, insbesondere 
wenn der übersteigende Einkommensteil ge- 
ring ist, regelmäßig eine wenigstens teilweise 
Hilfe. Andererseits erscheint es insbesondere 
bei Alleinstehenden und kinderlosen Ehe- 
paaren, auch wenn das Einkommen unter 
7200 DM liegt, nicht immer erforderlich, 
daß die Kosten des Pieilverfahrens in vol- 
lem Umfange aus Fürsorgemitteln getragen 
werden. Dem Landesfürsorgeverband muß 
daher ein Maßstab an die Fiand gegeben 
werden, der eine Anpassung seiner Maßnah- 


men an die Bedürfnisse des Einzelfalles er- 
möglicht. Die für die schonende Fieran- 
ziehung des Einkommens vorgesehene 
Grenze soll deshalb festlegen, von welcher 
Einkommenshöhe an eine Beteiligung des 
Kranken und seiner Ehefrau an den Kosten 
der Fleilbehandlung in Betracht kommt, 
während bei geringerem Einkommen die 
Kostenbeteiligung, abgesehen von den häus- 
lichen Ersparnissen, ausgeschlossen bleiben 
soll. 

Es erschien zweckmäßig, als Einkommens- 
grenze einen Betrag zu wählen, der bei ver- 
gleichbaren Verhältnissen in der Sozialgesetz- 
gebung von Bedeutung ist. Es wurde daher 
auf die Grenze der Krankenversicherungs- 
pflicht für Angestellte (§ 165 RVO) zurück- 
gegriffen. Da sich § 165 RVO nur an An- 
gestellte, also an Lohnsteuerpflichtige wen- 
det, dieses Gesetz aber auch die Einkünfte 
der Selbständigen berücksichtigen muß, 
mußte ein für alle Berufsgruppen möglichst 
einheitlicher Begriff gewählt werden, der 
dem Begriff des Jahresarbeitsverdienstes des 
Lohnsteuerpflichtigen entspricht oder zumin- 
dest nahekommt. Die für niedrigste Ein- 
kommensverhältnisse in § 8 RGr. geschaf- 
fenen Grundsätze reichen für die Ermittlung 
höherer Einkommen nicht aus. Da die 
Steuergesetzgebung erprobte Merkmale für 
die Feststellung der nach Absetzung der 
Werbungskosten steuerpflichtigen Einkünfte 
enthält und da die steuerpflichtigen Ein- 
künfte sich nur hinsichtlich des — im Regel- 
fälle — Werbungskostenpauschales von dem 
Jahresarbeitsverdienst unterscheiden, wurde 
der Begriff der steuerpflichtigen Einkünfte 
übernommen. Für die Durchführung des Ge- 
setzes bietet dies den Vorteil, daß sich die 
Landesfürsorgeverbände auf Unterlagen der 
Finanzämter oder Berichte von Steuerbera- 
tern verlassen können, falls die Einkom- 
mensvermittlung auf besondere Schwierig- 
keiten stößt. Nach § 26 in Verbindung mit 
§ 27 RFV sind die Finanzämter zur Ertei- 
lung der erforderlichen Auskünfte verpflich- 
tet. 

Die Verordnung hat die Inanspruchnahme 
des Vermögens eines Tuberkulosekranken 
nicht vorgesehen. Die gänzliche Freistellung 
des Vermögens erscheint jedoch nicht in al- 
len Fällen gerechtfertigt. Es ist zumutbar, 
daß das Vermögen herangezogen wird, des- 
sen Nutzbarmachung sich bei verständiger 
Wirtschaftsführung vertreten läßt, oder daß 
Vermögensteile verwertet werden, die we- 
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der für die berufliche Existenz noch für die 
Sicherung des Alters, noch auf die Dauer für 
die Beibehaltung der Lebenshaltung benö- 
tigt werden. 

Nach Nr. 2 können Leistungen Dritter, die 
ausschließlich für Kosten der Heilbehand- 
lung gewährt werden, ohne Rücksicht auf 
die in Nr. 1 gegebene Grenze in Anspruch 
genommen werden. Dies gilt insbesondere 
für Leistungen, die nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtige für den genannten 
Zweck zuwenden, wie für Leistungen pri- 
vater Krankenversicherungen. Würde diese 
Bestimmung nicht ausdrücklich festgelegt, 
würde der Kranke im Rahmen des § 7 
Abs. 1 auch die Einkünfte, die ausschließlich 
zur Bestreitung der Kosten der Heilbehand- 
lung bestimmt sind, bis zur Erreichung der 
Verdienstgrenze nicht einzusetzen brau- 
chen, was nicht der Billigkeit entspräche. 

Nach § 27 Nr. 4 ist die Möglichkeit vorge- 
sehen, durch Rechtsverordnung eingehen- 
dere Bestimmungen über Voraussetzung, 
Art und Umfang der Berücksichtigung von 
Einkommen und Vermögen zu treffen. Bei 
einer etwaigen Rechtsverordnung wird vor- 
zusehen sein, daß das Arbeitseinkommen der 
Ehefrau des Kranken nur zur Hälfte berück- 
sichtigt wird, damit der Ehefrau die Mög- 
lichkeit nicht genommen wird, durch Er- 
werbstätigkeit während der Dauer des Heil- 
verfahrens die Lebenshaltung der Familie 
zu verbessern. 

Zu § 8 

Für die wirtschaftliche Hilfe kommt die Fest- 
legung einer Einkommensgrenze nicht in Be- 
tracht. Die Hilfe muß so weit gewahrt wer- 
den, als der Kranke und seine Familie den 
notwendigen Bedarf nicht mit eigenen Mit- 
teln decken können. Sie müssen so gestellt 
werden, daß sie bei verständiger Wirtschafts- 
führung im Zeitpunkt der Heilung nicht 
durch Schulden belastet sind, die durch die 
Krankheit verursacht sind. 

Grundsätzlich sind bei der Bemessung der 
Leistungen nur die in § 5 bezeichneten Fa- 
milienangehörigen zu berücksichtigen. In 
Ausnahmefällen kann der Ausschluß anderer 
Personen eine Härte bedeuten, die aus Grün- 
den der Fürsorge und der Seuchenbekämp- 
fung vermieden werden muß. 

Zu § 9 

§ 9 enthält Vorschriften über die Bemessung 
der Leistungen. Den besonderen Bedürfnis- 


sen des Kranken und seiner Familie entspre- 
chend müssen die Leistungen, soweit eigene 
Mittel nicht zur Verfügung stehen, die 
Richtsätze der öffentlichen Fürsorge für die 
Bemessung des notwendigen Lebensunter- 
halts wesentlich übersteigen (vgl. Vorbemer- 
kungen Nr. 2). 

Da die Gewährung von Leistungen für den 
laufenden Lebensunterhalt nur für Personen 
ohne oder mit geringem Einkommen in Be- 
tracht kommt, wird hierfür abweichend von 
§ 7 der den Fürsorgeverbänden geläufige 
Einkommensbegriff des § 8 RGr. zugrunde 

CrplpCrt 

Die Vorschriften des § 9 enthalten Merk- 
male nur für die Bemessung des laufenden 
Lebensunterhalts. Bei der Gewährung der 
übrigen in § 3 bezeichneten Leistungen der 
wirtschaftlichen Hilfe müssen die Verhält- 
nisse des Einzelfalles nach den in § 8 nieder- 
gelegten Merkmalen berücksichtigt werden. 

Zu § 10 

Die Berufsfürsorge für arbeitsfähige Kranke 
und für Geheilte ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der Tuberkulosebekämpfung, da 
sie die Voraussetzung für die richtige Ein- 
gliederung in den Arbeitsprozeß ist, die in 
vielen Fällen das wirksamste Mittel gegen 
einen Rückfall darstellt. Die Einschaltung 
der Dienststellen der Bundesanstalt bezweckt 
eine befriedigende Handhabung bei der end- 
gültigen Eingliederung der Behinderten in 
das Wirtschaftsleben. Die Rahmenbestim- 
mungen des § 10 übertragen den Landes- 
fürsorgeverbänden die Verantwortung für 
diese Maßnahmen zur Wiedererlangung der 
Arbeitsfähigkeit. 

§ 558 der Reichsversicherungsordnung und 
§ 26 des Bundesversorgungsgesetzes enthal- 
ten für bestimmte Personenkreise hinsicht- 
lich der Berufsausbildung und der Umschu- 
lung eine gesetzliche Sicherstellung im Sinne 
des § 6. 

Mit den Worten „Fürsorge am Arbeitsplatz“ 
sollen diejenigen Maßnahmen gekennzeichnet 
werden, die an dem Arbeitsplatz des Tuber- 
kulösen zu treffen sind, damit die Bedin- 
gungen, unter denen die Arbeiten zu ver- 
richten sind, den gesundheitlichen Erforder- 
nissen angepaßt werden. 

Zu § 11 

§ 11 stellt nach dem Grundsatz der Subsi- 
diarität fest, daß Verpflichtungen Dritter, 
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z. B. von Trägern von Sozialleistungen, Un- 
terhaltspflichtigen oder Versicherern, weder 
in ihrem Bestände noch in ihrer Höhe von 
den aus diesem Gesetz sich ergebenden An- 
sprüchen oder Leistungen beeinflußt werden 
(vgl. §§ 12, 25). 

Zu § 12 

Der Landesfürsorgeverband kann den An- 
spruch auf Kostenbeteiligung nach § 6 Abs. 4 
nur dann unmittelbar verwirklichen, wenn 
und sobald der Kranke und seine Ehefrau 
im Besitz der erforderlichen Mittel sind. Für 
den Fall, daß der Kranke einen zur Zeit der 
Fälligkeit nicht erfüllten Anspruch gegen 
einen Dritten besitzt, bei dessen rechtzeitiger 
Erfüllung der Landesfürsorgeverband keine 
oder nur eine geringere Hilfe zu gewähren 
hätte, gibt § 12 dem Landesfürsorgeverband 
die Möglichkeit, diesen Anspruch zum Ersatz 
seiner Aufwendungen auf sich überzuleiten. 

In entsprechender Weise kann der Landes- 
fürsorgeverband verfahren, wenn er wirt- 
schaftliche Hilfe nur deswegen gewährt, weil 
der zur Gewährung von Leistungen zurDek- 
kung des Lebensbedarfs verpflichtete Dritte 
diese Verpflichtung nicht rechtzeitig erfüllt. 

Es wäre unbillig, wenn die Mittel des nach 
bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtigen 
zur Erfüllung seiner Verpflichtung in stär- 
kerem Maße herangezogen würden als die 
Mittel des Kranken. Soweit der Ersatz der 
Kosten der Heilbehandlung in Frage kommt, 
gelten daher die für die Schonung des Ein- 
kommens und des Vermögens des Kranken 
in § 7 festgelegten Vorschriften auch für die 
Schonung des Einkommens und Vermögens 
des Unterhaltspflichtigen. Da für die Festset- 
zung der Kostenbeteiligung des Kranken 
nach § 7 die Monatshöhe der Einkünfte maß- 
gebend ist, ist auch bei der Überleitung von 
Ansprüchen gegen Dritte auf den für den je- 
weiligen Monat entfallenden Betrag abzu- 
stellen. § 12 findet keine Anwendung bei 
der Verrechnung von Aufwendungen des 
Landesfürsorgeverbandes mit einer anderen 
zur Gewährung der gleichen Leistungen ver- 
pflichteten Stelle (vgl. § 22). Die Inanspruch- 
nahme der Kriegsschadenrente durch den 
Landesfürsorgeverband erfolgt nach § 292 
Abs. 5 LAG nur insoweit, als der Kranke 
während seiner stationären Heilbehandlung 
Einsparungen an häuslichen Aufwendungen 
hat (§ 7 Nr. 3) oder Leistungen der wirt- 
schaftlichen Tuberkulosehilfe gewährt wer- 
den, bei deren Bemessung nach § 9 Einkom- 


men zu berücksichtigen ist. Leistungen der 
wirtschaftlichen Tuberkulosehilfe können 
nach § lila AVAVG erstattet werden, 
wenn der Tuberkulosekranke arbeitslos ist 
und ihm nachträglich für die gleiche Zeit Ar- 
beitslosenunterstützung oder Arbeitslosen- 
fürsorge gewährt wird. 

Zu § 13 

Neben der Regelung der örtlichen Zustän- 
digkeit des Landesfürsorgeverbandes in 
Abs. 1 soll nach Abs. 2 zum Schutze der 
Anstaltsorte eine den Vorschriften des Für- 
sorgerechts entsprechende Sonderregelung 
Platz greifen. Zur Sicherung der Einheitlich- 
keit des Heilverfahrens soll nach Abs. 4 
während seiner Dauer die örtliche Zustän- 
digkeit des Landesfürsorgeverbandes nicht 
wechseln. Ein Wechsel der Zuständigkeit ist 
nur im Falle des Abs. 5 möglich sowie in den 
Fällen, in denen der Landesfürsorgeverband 
nach § 6 für eine andere zur Gewährung der 
Tuberkulosehilfe verpflichtete Stelle (z. B. 
für einen Versicherungsträger) tätig wird; 
vgl. hierzu § 22. 

Abs. 5 soll den nächsten erreichbaren Lan- 
desfürsorgeverband zur Hilfeleistung an 
Stelle jeder anderen sonst verpflichteten 
Stelle verpflichten, wenn unaufschiebbare 
Maßnahmen erforderlich sind. 

Zu § 14 

Die Gewährung der Tuberkulosehilfe ist eine 
überörtliche Aufgabe der Selbstverwaltung. 
Ihre einheitliche Lenkung und eine gleich- 
mäßige Verwendung der Mittel innerhalb all- 
gemeiner Richtlinien ist aus Gründen der 
Seuchenbekämpfung erforderlich. Da jedoch 
die örtlichen Verhältnisse nur in den Land- 
kreisen und den kreisfreien Städten selbst 
geprüft werden können und die erforderliche 
Hilfe in jedem Fall ohne Verzögerung ge- 
währt werden muß, sollen die Landkreise und 
die kreisfreien Städte im Rahmen der Richt- 
linien des zuständigen Landesfürsorgeverban- 
des zur Durchführung berechtigt und ver- 
pflichtet sein mit der Einschränkung, daß der 
Landesfürsorgeverband für die Durchführung 
eine Weisung erteilen kann, sofern sich im 
Einzelfall die Notwendigkeit hierzu ergibt. 
Diese Regelung entspricht dem bestehenden 
Recht (§ 1 Abs. 1 VO und Nr. 4, 33 des 
Ersten DErl.). 

Zu § 15 

In § 6 ist bestimmt, daß die Landesfürsorge- 
verbände die Tuberkulosehilfe zu gewähren 
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haben, soweit nicht die Hilfe u. a. gemäß § 15 
sichergestellt ist. In § 15 Abs. 1 sind die Mög- 
lichkeiten dieser Sicherstellung aufgeführt. So- 
weit Sozialversicherungsträger für die Be- 
kämpfung der Tuberkulose zuständig sind, 
kann der Umfang ihrer Maßnahmen im Rah- 
men der den Versicherungsträgern eingeräum- 
ten Ermessensfreiheit durch Vereinbarungen 
zwischen Trägern der Sozialversicherungen, 
durch Vereinbarungen zwischen einem Träger 
der Sozialversicherung und einem Landes- 
fürsorgeverband und durch Richtlinien eines 
Trägers der Sozialversicherung festgelegt und 
dadurch gegenüber den Aufgaben der Landes- 
fürsorgeverbände abgegrenzt werden. Soweit 
die Sicherstellung erfolgt ist, ist der Landes- 
fürsorgeverband nicht verpflichtet, die Not- 
wendigkeit zur Gewährung von Leistungen 
zu prüfen, es sei denn, daß aus ihm im Einzel- 
fall bekanntgewordenen Umständen sich ein 
Grund zu der Annahme ergibt, daß die not- 
wendigen Maßnahmen nicht rechtzeitig durch- 
geführt werden, insbesondere weil die Zu- 
ständigkeit einer zur Gewährung der Hilfe 
verpflichteten Stelle nicht rechtzeitig geklärt 
werden kann oder nicht erkannt ist. Die 
erforderliche Kenntnis wird der Landesfür- 
sorgeverband in solchen Fällen durch eine 
Mitteilung des Gesundheitsamtes, des behan- 
delnden Arztes oder des Kranken erhalten 
(vgl. noch Nr. 5 der Vorbemerkungen). Nur 
wenn eine Regelung im Sinne des Abs. 1 
nicht innerhalb einer angemessenen Zeit zu- 
stande kommt oder wenn durch sie keine 
gleichmäßige Hilfe gewährleistet wird, muß 
die Sicherstellung auf gesetzlichem Wege 
durch den Erlaß einer Rechtsverordnung er- 
folgen. 


Zu § 16 

Angehörigen des öffentlichen Dienstes ge- 
währt der Dienstherr in Erfüllung seiner 
Fürsorgepflicht im Falle einer Erkrankung 
Hilfe im Rahmen der Beihilfegrundsätze 
vom 25. Juni 1942 (RBBl. S. 157) in der Fas- 
sung vom 10. April 1953 (MinBlFin S. 308) 
und der Unterstützungsgrundsätze vom 
27. Februar 1943 (RBBl. S. 46). Die Bei- 
hilfen sind — in den Ländern unterschied- 
lich — auf 35 bis 80 v. H. der entstandenen 
Kosten begrenzt. Die Höhe der Leistungen 
hängt zudem von der Höhe der vorhande- 
nen Mittel ab. Die Bewilligung erfolgt nach- 
träglich, so daß während der Dauer der Er- 
krankung die Höhe der Beihilfe ungewiß 
bleibt. Bei Beziehern kleiner und mittlerer 


Einkommen reicht diese Hilfe im Falle der 
Erkrankung an Tuberkulose nicht aus, weil 
die erforderlichen, in aller Regel erheblichen 
Mittel rechtzeitig verfügbar sein müssen und 
weil der dem Kranken verbleibende Kosten- 
anteil seine Kräfte übersteigt. In solchen Fäl- 
len ist deshalb nach der bestehenden Rege- 
lung stets ein ergänzendes, oft auch ein vor- 
läufiges Eingreifen des Landesfürsorgever- 
bandes erforderlich, so daß Landesfürsorge- 
verband und Dienstherr gleichzeitig verant- 
wortlich sind. Aus der nur subsidiären Ver- 
antwortung des Landesfürsorgeverbandes 
einerseits, der Begrenzung der Hilfe des 
Dienstherm andererseits ergab sich, abge- 
sehen von der stets erforderlichen Doppel- 
bearbeitung, in einer beachtlichen Zahl von 
Fällen eine Verzögerung der Entscheidung 
über die Kostenaufbringung und damit eine 
Verschleppung der Behandlung. Bei der Neu- 
regelung ist deshalb die Zuständigkeit ein- 
deutig zu klären. Der Entwurf geht von der 
Unteilbarkeit der Fürsorgepflicht des Dienst- 
herm aus. Der Dienstherr hat seine Hilfe so 
zu gewähren, daß ein Eingreifen des nur sub- 
sidiär zuständigen Landesfürsorgeverbandes 
nicht mehr erforderlich wird. Der Dienst- 
herr kann sich jedoch nach § 23 zur sach- 
gemäßen Durchführung des Heilverfahrens 
des Landesfürsorge verbandes bedienen. Vor 
seiner Entscheidung hat er sich nach § 20 mit 
dem Gesundheitsamt ins Benehmen zu 
setzen. 

Während der Bund und Länder als Dienst- 
herren die erforderlichen Mittel aufzubrin- 
gen vermögen, kann die Belastung für die 
Gemeinden und die der Aufsicht der Länder 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts die 
Regelung eines Ausgleichs erforderlich ma- 
chen. Es bedarf jedoch keiner einheitlichen 
Regelung für den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes. Sie kann sich dem bestehenden System 
der Ruhegehaltskassen anpassen, innerhalb 
der Landesfürsorgeverbände auf dem ’TJm- 
lagewege oder auch auf andere Weise er- 
folgen. 

Zu § 17 

Die Deutsche Bundesbahn führt bereits seit 
längerer Zeit einheitlich die Tuberkulosever- 
sorgung aller Bediensteten — Arbeiter, An- 
gestellten und Beamten — durch. Die vorge- 
sehene Ermächtigung soll ihr die Fortführung 
dieser Tuberkuloseversorgung ermöglichen. 
Sofern sie von der Ermächtigung Gebrauch 
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macht, ist die Gewährung der erforderlichen 
Hilfe im Sinne des § 6 sichergestellt. 

Zu §§ 18, 19 

Wie bei § 16 soll auch hier nach Möglichkeit 
vermieden werden, 'daß fiir «die Betreuung 
eines Kranken gleichzeitig zwei öffentliche 
Kostenträger tätig werden. Deshalb soll in 
den in den §§18 und 19 bezeichneten Fällen 
der Anstaltspflege und der gerichtlichen Ver- 
wahrung der für diese Unterbringung zu- 
ständige Kostenträger die in der Anstalt ent- 
stehenden Kosten, und zwar sowohl für die 
Behandlung als auch für die Beobachtung 
und Absonderung, tragen. Insoweit entsteht 
für andere an der Bekämpfung der Tuber- 
kulose beteiligte Stellen keine Verpflichtung 
zur Tragung der Kosten. Die Zuständigkeit 
zur Gewährung wirtschaftlicher Hilfe für die 
Familienangehörigen wird jedoch hierdurch 
nicht berührt. Sie soll nach dem Entwurf in- 
soweit gewährt werden, als Anlaß zu der 
Annahme besteht, die Familienangehörigen 
könnten durch die Erkrankung des Anstalts- 
pfleglings gefährdet sein. 

Zu § 20 

Da die Maßnahmen, die im Einzelfall der 
Bekämpfung der Tuberkulose dienen, nicht 
nur dem Kranken und seiner Familie, son- 
dern zugleich der Verhütung einer Über- 
tragung der Krankheit dienen, muß die Be- 
teiligung des Gesundheitsamtes für jeden 
Fall gesichert sein. Grundsätzlich ist daher 
der an den jeweils zuständigen Kostenträger 
zu richtende Antrag bei dem Gesundheitsamt 
zu stellen. Das Gesundheitsamt leitet ihn mit 
seiner Äußerung an die zuständige Stelle. 
Geht ein Antrag bei (der zuständigen Stelle 
unmittelbar ein oder hält sie die Gewährung 
von Leistungen von Amts wegen für erfor- 
derlich, so hat sie sich mit dem Gesundheits- 
amt ins Benehmen zu setzen. Diese Regelung 
folgt aus der Zuständigkeit des Gesundheits- 
amtes für die Bekämpfung der Tuberkulose, 
insbesondere für die ärztliche Fürsorge für 
Tuberkulosekranke und -gefährdete (§ 3 
Abs. 1 Ziff . I f des Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung des Gesundheitswesens, § 61 der zu 
diesem Gesetz ergangenen Dritten Durch- 
führungsverordnung) . 

Zu § 21 

Wie die Erfahrung gezeigt hat, ist im Inter- 
esse einer sinnvollen und gleichmäßigen Be- 
treuung der Kranken die Bildung von Ar- 


beitsgemeinschaften unerläßlich. Durch sie 
können die Schwierigkeiten, die sich aus der 
Verschiedenheit der Organisationsformen der 
Kostenträger ergeben, überbrückt und ein 
reibungsloser Ablauf des Verfahrens erreicht 
werden. 

Zu den in Abs. 1 genannten Stellen gehören 
auch die Gesundheitsämter und die Verwal- 
tungen der Landkreise und der kreisfreien 
Städte. 

Zu § 24 

Die Bestimmungen des Abs. 1 entsprechen 
inhaltlich dem § 2 Abs. 2 VO. Die Maß- 
nahmen /der Tuberkulosebekämpfung ver- 
fehlen ihren Zweck, wenn der Kranke und 
seine Familienangehörigen nicht selbst zur 
Heilung und zur Verhütung der Ansteckung 
mitarbeiten. Die Hilfe kann daher nur unter 
der Voraussetzung gewährt werden, daß der 
Kranke und seine Familie den Weisungen 
Folge leisten, die Abs. 1 erwähnt. Unter 
Weisungen sind dabei alle Anordnungen der 
mit der Durchführung der Tuberkulose- 
bekämpfung im Einzelfall befaßten Stellen 
zu verstehen. Unter sie fallen z. B. die zur 
Erhaltung der erforderlichen Ordnung in 
den Heilstätten oder Krankenhäusern erlas- 
senen Hausanordnungen. § 27 Nr. 6 sieht vor, 
daß durch eine Rechtsverordnung das Aus- 
maß der Verpflichtungen der Empfänger der 
Tuberkulosehilfe und ihrer Familienangehö- 
rigen näher begrenzt wird, wenn sich die 
Notwendigkeit hierzu erweist. Die Vor- 
schriften des Abs. 2 bieten idie Möglichkeit, 
uneinsichtige Kranke durch Androhung von 
wirtschaftlichen Nachteilen, in schweren Fäl- 
len durch Entziehung von Leistungen zu 
einem ihrer Heilung dienenden Verhalten zu 
veranlassen. 

Zu § 25 

Für die Rentenversicherung kommt ein Er- 
stattungsanspruch der Landesfürsorgever- 
bände nur bei Gewährung der wirtschaft- 
lichen Tuberkulosehilfe in Betracht. Renten- 
versicherten wird nach der Sicherstellung im 
Sinne des § 15 das stationäre Heilverfahren 
nicht von «den Landesfürsorgeverbänden, son- 
dern von den Trägern «der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen gewährt. Muß der Landes- 
fürsorgeverbantd vorsorglich eintreten für 
Leistungen, die bei einem Träger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung sachergestellt sind, 
regelt sich die Erstattungsverpflichtung nach 
§ 22 . 
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Zu § 27 

Das Gesetz bietet, dem Gedanken der Selbst- 
verwaltung Rechnung tragend, dem Ermes- 
sen und der Initiative der an den Maß- 
nahmen der Tuberkulosebekämpfung betei- 
ligten Stellen einen weiten Raum. Der Zweck 
des Gesetzes besteht jedoch darin, einheit- 
liche und ausreichende Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose sicherzustellen. 


Anlage 2 


'Wenn auch jede nicht unbedingt erforder- 
liche Beschränkung der Selbstverwaltung 
vermieden werden muß, muß dennoch die 
Möglichkeit einer näheren Umschreibung 
•der Voraussetzungen, der Art und 'des Maßes 
der Leistungen Vorbehalten bleiben, wenn 
anders eine idie Einheitlichkeit der Maß- 
nahmen der Tuberkulosebekämpfung ge- 
fährdende unterschiedliche Entwicklung der 
Verwaltungsübung vermieden werden soll. 


Änderungsvorschläge 

1. Zu § 5 

Satz 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

»Familienangehörige des Kranken im Sinne 
dieses Gesetzes sind 

1. der Ehegatte, 

2. die ehelichen und die für ehelich er- 
klärten Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

4. die unehelichen Kinder, 

5. die Pflegekinder, die Stiefkinder und 
die Enkel, 

6. Verwandte des Kranken und seines 
Ehegatten in der aufsteigenden Linie, 

7. Adoptiveltern, Stiefeltern, Pflegeeltern, 

8. Geschwister, 

wenn der Kranke bis zur Erkrankung 
ganz oder überwiegend den Lebensunter- 
halt gewährt hat oder wenn seine gesetz- 
liche Unterhaltspflicht nach diesem Zeit- 
punkt ensteht.“ 

Begründung 

Durch die Neufassung ist eine deutliche 
Unterscheidung gegenüber dem Familien- 
' recht gegeben. Außerdem wird geklärt, 
daß nur die gesetzliche Unterhaltspflicht 
gemeint ist. Vor allem sollte der Gefahr 
vorgebeugt werden, daß ein den Lebens- 
unterhalt bisher bestreitender vom Krau- 
lten nicht getrennt lebender Ehegatte in 
seinem Arbeits- und Selbsthilfewälen ge- 
geschwächt würde. 


des Bundesrates 

2. Zu § 7 

In Nr 1 Satz 2 ist der letzte Halbsatz zu 
streichen. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Höchst- 
grenze kann bei kinderreichem Familien 
zu großen Härten führen. 

3. Zu § 8 

a) Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Art, Höhe und Dauer der Lei- 
stungen der wirtschaftlichen Hilfe sind 
nach den Bedürfnissen des Einzelfalles 
so zu bemessen, daß der Erfolg der 
Heilbehandlung gesichert, die Ein- 
gliederung oder Wiedereingliederung 
in das Erwerbsleben ermöglicht und 
die angemessene Erziehung und Be- 
rufsausbildung Unterhaltsberechtigter 
nicht gefährdet werden.“ 

Begründung 

Die Neufassung dient der Klarstellung 
und räumt Bedenken aus, die sich da- 
gegen richten, daß die Leistungen so 
bemessen werden, daß »die Fort- 
setzung der bisherigen Lebensführung 
nach (der Heilung“ ermöglicht wird. 
Die Garantierung des bisherigen Le- 
bensstandards würde bei hohem Ein- 
kommen zu nicht vertretbaren und 
im Interesse der Tuberkulosebekämp- 
fung auch nicht erforderlichen finan- 
ziellen Aufwendungen führen und 
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könnte häufig Anlaß zu Rechts- 
streitigkeiten geben. 

b) In Abs. 2 ist das Wort „Wohngemein- 
schaft" durch das Wort „Haushalts- 
gemeinschaft“ zu ersetzen. 

Begründung 

Mit dem Wort „Wohngemeinschaft“ 
werden begrifflich auch Untermieter 
erfaßt. Bei den gegenwärtigen Wohn- 
verhältnissen könnte dadurch eine un- 
übersehbare Ausweitung des von der 
wirtschaftlichen Tbc-Hilfe betroffe- 
nen Personenkreises eintreten. Es er- 
scheint im Interesse der Tuberkulose- 
bekämpfung ausreichend, wenn dieser 
Personenkreis auf die Haushaltsge- 
meinschaft beschränkt wird. 

c) Abs. 3 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(3) Wirtschaftliche Hilfe nach Maß- 
gabe des Absatzes 1 soll, soweit an- 
gemessen, auch während der Dauer 
einer Übergangszeit gewährt werden.“ 

Begründung 

Der Abs. 3 in seiner bisherigen Fas- 
sung scheint zu weitgehend. Die Än- 
derung ist auch im Hinblick auf »die 
zu Abs. 1 vor geschlagene Neufassung 
erforderlich. 

4. Zu § 9 

a) In Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „für 
den Lebensunterhalt“ durch die Worte 
„der wirtschaftlichen Hilfe“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Das Einkommen des Kranken und 
derjenigen Familienangehörigen, für 
die Leistungen benötigt werden, ist 
nicht nur bei Leistungen für den 
Lebensunterhalt (§ 3 Abs. 1 Nr. 1), 
sondern bei allen Leistungen der wirt- 
schaftlichen Hilfe im Sinne des § 3 zu 
berücksichtigen. Es ist nicht ednzu- 
sehen, warum z. B. Ernährungsbeihil- 
fen für Familienangehörige ohne 
Rücksicht auf deren Einkommen ge- 
währt werden sollten. 

b) Abs. 2 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(2) Die Bedarfssätze für den Le- 
bensunterhalt — außer der Beihilfe 
für Unterkunft (§ 3 Abs. 1 Nr. 1) — 
soUen nicht geringer als 125 v. H. der 


Richtsätze der öffentlichen Fürsorge 
zuzüglich des Betrages etwaiger Mehr- 
bedarfszuschräge zum einfachen Für- 
sorgerichtsatz nach den Reichsgrund- 
sätzen sein.“ 

Begründung 

Im Hinblick auf die bevorstehende 
Anhebung der Fürsorgerichtsätze auf 
Grund der Verwaltungsvorschriften 
über den Aufbau der Fürsorgericht- 
sätze erscheint es geboten, die an den 
Richtsätzen gemessene untere Grenze 
der Bedarfssätze niedriger anzusetzen. 
Die Berücksichtigung von Mehrbe- 
darf szuschlägen, die nur bei Vorliegen 
typischer sozialer Tatbestände ge- 
währt werden, ist der Individualisie- 
rung der Hilfsmaßnahmen förderlich. 

c) In Abs. 3 am Schluß ist der Punkt 
durch ein Semikolon zu ersetzen und 
folgender Zusatz anzufügen: 

„§ 8 b der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge vom 24. Februar 
1924 ist sinngemäß anzuwenden.“ 

Begründung 

Durch die Ergänzung soll die Anrech- 
nung zweckgebundener Sonderleistun- 
gen vermieden werden (z. B. Pflege- 
zulagen, Führhund, Beihilfen aus 
öffentlichen Mitteln für reine Aus- 
bildungskosten). 

5. Zu § 10 

a) Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Maßnahmen der Berufsfür- 
sorge im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 5 
sind: 

1. Berufsausbildung oder -Umschulung, 
soweit die Erkrankung dies erfor- 
dert, 

2. Übergangsbeihilfen während einer 
Einarbeitungszeit und bei Halb- 
tags- oder Leichtarbeit, 

3. Fürsorge am Arbeitsplatz.“ 

Begründung 

Die Neufassung dient der Klarstellung, 
daß es sich hier nicht um eine Kann- 
bestimmung handelt. 

b) In Abs. 3 sind die Worte „hat ... zu 
erfolgen“ durch die Worte „soll . . . 
erfolgen“ zu ersetzen. 
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Begründung 

Es erscheint angebracht, die bereits in 
der Praxis beobachtete Zusammen- 
arbeit zwischen Fürsorgeträger und 
Bundesanstalt im Gesetz anzusprechen, 
ohne sie zwingend vorzuschreiben. 

c) Abs. 4 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(4) Die Landesregierungen oder 
die von ihnen bestimmten Stellen 
können Bestimmungen über die Schaf- 
fung der zur Durchführung der Be- 
rufsausbildung und -Umschulung er- 
forderlichen Einrichtungen erlassen.“ 

B egründung 

Es sollte klarer zum Ausdruck ge- 
bracht werden, daß es sich hier ledig- 
lich um eine Ermächtigung, nicht um 
eine Verpflichtung zum Erlaß landes- 
rechtlicher Bestimmungen handelt. Da 
im übrigen nicht bestimmt ist, welche 
Stelle in den Ländern zum Erlaß der 
vorgesehenen Bestimmungen zustän- 
dig ist, hätte dies zur Folge, daß einige 
Länder ein besonderes Ausführungs- 
gesetz erlassen müßten. Dies soll durch 
die vorgeschlagene Neufassung ver- 
mieden werden. 

6. Zu § 13 

a) Die Abs. 2 und 3 sind wie folgt neu 
zu fassen: 

„(2) Tritt die Behandlungsbedürf- 
tigkeit während des Aufenthalts in 
einer Anstalt (§ 9 Abs. 1 der Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht) oder 
bei der Entlassung aus einer solchen 
Anstalt ein, so ist der Landesfürsorge- 
verband zuständig, der es nach Ab- 
satz 1 bei der Aufnahme in die An- 
stalt gewesen wäre. Ist ein solcher 
nicht vorhanden oder nicht zu er- 
mitteln, so ist der Landesfürsorgever- 
band zuständig, in dessen Bereich der 
Kranke unmittelbar vor Aufnahme in 
die Anstalt seinen tatsächlichen Auf- 
enthalt hatte. 

(3) Ist der nach Absatz 1 und 2 zu- 
ständige Landesfürsorgeverband nicht 
vorhanden oder nicht zu ermitteln, 
so ist der Landesfürsorgeverband zu- 
ständig, in dessen Bereidi der Kranke 
im Zeitpunkt der Feststellung der Be- 
handlungsbedürftigkeit seinen tatsädi- 
lichen Aufenthalt hat. Dieser Landes- 


fürsorgeverband ist auch zuständig, 
wenn in dringenden Fällen unaufschieb- 
bare Maßnahmen zu treffen sind. In 
solchen Fällen hat der nach Absatz 1 
oder 2 zuständige Landesfürsorgever- 
band die weiteren Maßnahmen un- 
verzüglich zu übernehmen und die 
bis zur Übernahme entstandenen Ko- 
sten zu erstatten.“ 

Begründung 

Die Neufassung der Abs. 2 und 3 ist 
erforderlich, wenn tatsächlich, wie 
bereits in der Begründung zu § 13 
gesagt, eine Bestimmung zum Schutze 
der Anstaltsorte geschaffen werden 
soll. Die Neufassung entspricht dabei 
der im Fürsorgerecht bekannten Fas- 
sung der Nr. 5 der Fürsorgerechtsver- 
einbarung. 

In dem Zusammenhang erschien es 
zweckmäßig, die in Abs. 5 des Ent- 
wurfs vorgesehene Bestimmung, wo- 
nach in dringenden Fällen unauf- 
schiebbare Maßnahmen von dem Lan- 
desfürsorgeverband zu treffen sind, in 
dessen Bereich der Kranke seinen tat- 
sächlichen Aufenthalt hat, nach Abs. 3 
zu übernehmen und damit zugleich 
die Übernahme und Kostenpflicht zu 
regeln. 

b) In Abs. 4 Satz 3 ist das Wort „die- 
ses“ durch die Worte „die oberste 
Landesbehörde“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist Aufgabe der obersten Landes- 
behörde, die hier vorgesehene Be- 
stimmung auszusprechen. 

c ) Abs. 5 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Streichung ergibt sich aus der 
vorgeschlagenen Neufassung der 
Abs. 2 und 3. 

7. Zu § 14 

§ 14 ist zu streichen. 

Begründung 

Für diese Vorschrift fehlt es an der Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes, da 
sie in das Gemeinde- und Kreisverfas- 
sungsrecht eingreift, wofür Art. 84 
Abs. 1 GG keine Grundlage gibt (vgl. 
die Stellungnahme des Bundesrates zu 



§ 5 des Entwurfs eines Bundesleistungs- 
gesetzes — BT-Drucksadie 1804 S. 46 
Nr. 5 a letzter Absatz). 

8 . Zu § 15 

§ 15 ist wie folgt neu zu fassen: 

»§ 15 

Sicherstellung der Tuberkulosehilfe 

(1) Die Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung gewähren unbeschadet 
der Leistungen der Unfallversicherung 
und der Leistungen des Bundesversor- 
gungsgesetzes 

a) Rentenversicherten, ihren nichtversi- 
cherten Ehegatten, ihren Kindern bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres, 
Rentnern und deren nicht versicher- 
ten Familienangehörigen, nichtversi- 
cherten Witwen, Witwern und Wai- 
sen, die eine Anwartschaft auf Hin- 
terbliebenenrente haben, folgende 
Leistungen: 

1. Stationäre Krankenhaus- und Heil- 
stättenbehandlung einschließlich 
der mit stationärer Absonderung 
verbundenen Dauerbehandlung, 

2. stationäre Beobachtung zur Fest- 
stellung der Notwendigkeit für sta- 
tionäre Krankenhaus- oder Heil- 
stättenbehandlung, 

3. ambulante spezifische Tuberkulose- 
Behandlung; 

b) Familienangehörigen eines Renten- 
versicherten während der Dauer der 
stationären Behandlung Hausgeld 
nach den Bestimmungen der gesetz- 
lichen Rentenversicherung; 

c) für die Kranken während der Dauer 
der stationären Behandlung Taschen- 
geld. 

(2) Rentenversicherter im Sinne dieser 
Vorschrift ist, wer 

1. die Wartezeit erfüllt und die Anwart- 
schaft erhalten hat, oder 

2. innerhalb der letzten zwei Jahre vor 
der nachgewiesenen Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit mindestens 
52 Wochen- oder zwölf Monatsbeiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung 
entrichtet hat, oder 


3. das 21. Lebensjahr noch nicht vollen- 
det und mindestens einen gültigen 
Pflichtbeitrag entrichtet hat oder 

4. als Lehrling beschäftigt ist und minde- 
stens einen gültigen Pflichtbeitrag ent- 
richtet hat. 

Zeiten, die nach § 1267 RVO als Ersatz- 
zeiten für die Erhaltung der Anwartschaft 
gelten, werden in die Rahmenfrist der 
Nummer 2 nicht eingerechnet. Rentenver- 
sicherte, deren Anwartschaft erhalten ist, 
die aber die sonstigen Voraussetzungen 
der Nummern 1 bis 4 nicht erfüllen, und 
die bei einer reichsgesetzlichen Kranken- 
kasse versichert sind, haben nur im Rah- 
men der Leistungen ihrer Krankenkasse 
Anspruch auf die stationäre und die am- 
bulante Behandlung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und 3. 

(3) Weitere Maßnahmen zur Sicher- 
stellung der Tuberkulosehilfe können 
durch 

1. Vereinbarungen zwischen Trägern der 
Sozialversicherung, 

2. Vereinbarungen zwischen einem Trä- 
ger der Sozialversicherung und einem 
Landesfürsorgeverband, 

3. Richtlinien eines Trägers der Sozial- 
versicherung 

getroffen werden. 

Begründung 

Da dieses Gesetz für einen bestimmten 
Personenkreis die bisherigen Bestimmun- 
gen über das Heilverfahren der Renten- 
versicherungsträger einschneidend ändert, 
erscheint es erforderlich, diese Neurege- 
lung im Gesetz selber zu verankern. Den 
Trägern der Sozialversicherung und den 
Landesfürsorgeverbänden soll es aber un- 
benommen bleiben, durch Vereinbarun- 
gen und Richtlinien weitere Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Tuberkulose zu 
treffen. 

Abs. 1, der die Pflichtleistungen der ge- 
setzlichen Rentenversicherungsträger re- 
gelt, beschränkt den betroffenen Perso- 
nenkreis auf die von der Rentenversiche- 
rung Betreuten; eine Ausdehnung auch 
auf die nur Krankenversicherten ist nicht 
gerechtfertigt. 

Die ambulante Behandlung, soweit sie 
sich nicht unmittelbar auf die Tuberku- 
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lose bezieht, muß auch künftig den Kran- 
kenkassen obliegen. Nur spezifische Tu- 
berkulosebehandlung kann den Renten- 
versicherungsträgern auferlegt werden. 

Da es sich um Leistungen der Rentenver- 
sicherung handelt, sollte sich der Begriff 
der Familienangehörigen nach den Be- 
stimmungen der Rentenversicherung, 
nidit aber nach denen des Tuberkulose- 
gesetzes richten. Die Festlegung der Lei- 
stungen der Rentenversicherungsträger 
in Abs. 1 macht eine Definition des Be- 
griffs „Rentenversicherte“ in Abs. 2 er- 
forderlich. Die Neufassung des Abs. 3 
geht von der Festlegung der Pflichtlei- 
stungen der Rentenversicherungsträger 
aus und sieht die Möglichkeit weiterer 
Maßnahmen zur Sicherstellung der Tu- 
berkulosehilfe als Kannleistung vor. 

9. Zu § 16 

§ 16 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 i* 

öffentlicher Dienst 

(1) Den im Dienst des Bundes stehen- 
den Personen sowie ihren Ehegatten und 
ihren kinderzuschlagberechtigten Kin- 
dern werden die in den §§ 2 bis 4 be- 
zeichneten Leistungen nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes vom Bunde ge- 
währt. Gleiches gilt für Versorgungsemp- 
fänger des öffentlichen Dienstes, für 
deren Ehegatten und ihre kinderzu- 
schlagberechtigten Kinder. 

(2) Die in Absatz 1 getroffene Rege- 
lung gilt nicht 

a) für Ehrenbeamte und für Beamte, die 
ein ihre Arbeitskraft nur nebenbei 
beanspruchendes Amt bekleiden oder 
vorübergehend für nidit langer als 
ein Jahr verwendet werden, 

b) für Personen, die für weniger als die 
Hälfte der regelmäßigen wöchent- 
lichen Arbeitszeit oder aushilfsweise 
beschäftigt werden, 

c) für Empfänger von Ubergangsgeld, 
Abfindungsrente und Ubergangsbei- 
hilfe, 

d) für im Dienste des Bundes stehende 
Personen und für Versorgungsemp- 
fänger, soweit die Hilfe gesetzlich 
oder gemäß § 15 sichergestellt ist. 


(3) Ist die Erkrankung auf einen 
Dienst- oder Betriebsunfall zurückzu- 
führen oder ist der Dienstherr zur freien 
Heilfürsorge verpflichtet, so gilt neben 
den hierfür maßgebenden Vorschriften 
dieses Gesetz nur, soweit es weiterge- 
hende Ansprüdie gewährt. 

(4) Die Länder sind verpflichtet, für die 
in ihrem Dienst, im Dienst der Gemein- 
den und sonstiger der Aufsicht der Län- 
der unterstehenden Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts stehenden Personen, ihre Ehegat- 
ten und ihre kinderzuschlagberechtigten 
Kinder sowie die Versorgungsempfänger 
der vorbezeichneten Dienstherren, ihre 
Ehegatten und ihre kinderzuschlagbe- 
rechtigten Kinder die Leistungen nach 
den §§ 2 bis 4 dieses Gesetzes unter Be- 
achtung der Grundsätze der Absätze 1 
bis 3 sicherzustellen. 

(5) Die Länder können die Ersatz- 
pflicht der Landesfürsorgeverbände re- 
geln sowie Bestimmungen erlassen über 
die Aufbringung der den Gemeinden und 
sonstigen ihrer Aufsicht unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts nach Absatz 4 
entstehenden Kosten.“ 

Begründung 

§16 des Entwurfs hält sich nicht in den 
Grenzen einer rahmengesetzlichen Rege- 
lung nach Art. 75 Nr. 1 GG, soweit Be- 
ziehungen zwischen Dienstherren und Be- 
diensteten der Länder, Gemeinden und 
anderer Körperschaften des öffentlichen 
Rechts geregelt sind. Die Vorschrift be- 
darf daher einer Einschränkung. Um je- 
doch für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes der Länder, Gemeinden und son- 
stiger der Aufsicht der Länder unterste- 
henden juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts eine Doppelbearbeitung und 
eine Verzögerung der Entscheidung über 
die Kostenaufbringung und damit eine 
Verschleppung der Behandlung zu verhin- 
dern, erscheint es zweckmäßig, die Dienst- 
herren der Länder, Gemeinden und son- 
stiger der Aufsicht der Länder unterste- 
henden juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts zu verpflichten, die erfor- 
derlichen Leistungen sicherzustellen. Da- 
mit kann für alle Länder eine gleichartige 
Regelung geschaffen werden, ohne eine 
den besonderen Verhältnissen der einzel- 
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nen Länder entsprechende Ausfüllung 
durch Landesgesetze zu unterbinden. 
Demzufolge ist auch in Abs. 5 vorgese- 
hen, daß die Länder die Ersatzpflicht der 
Landesfürsorgeverbände und die Aufbrin- 
gung^ der den Gemeinden und sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts entstehenden Kosten näher regeln 
können. 

Die Sonderregelung für die Bediensteten 
der Länder, Gemeinden und sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts bedingt gleichzeitig die vorgeschla- 
gene Neufassung der Abs. 1 und 2. 

10. Zu § 21 

Der Bundesrat nimmt zu § 21 wie folgt 
Stellung: 

Die Rechtsnatur der Arbeitsgemeinschaf- 
ten und der in Abs. 3 vorgesehenen 
Schiedsstellen ist unklar. Ebenso ist un- 
klar, ob der in Abs. 2 vorgesehenen 
Schnelleinweisung rechtliche Verbindlich- 
keit auch für die Kranken zukommt; 
möglicherweise beinhaltet also die Vor- 
schrift eine unzulässige Mischverwaltung. 

11. Zu § 24 

In Abs. 2 Satz 1 letzter Halbsatz sind die 
Worte „oder die Barleistungen der Ver- 
sicherungsträger“ zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist erforderlich, da die Be- 
stimmung in der Fassung der Regierungs- 
vorlage gegen das Versicherungsprinzip 
verstoßen würde. 

12. Zu § 27 a (neu) 

Hinter § 17 ist folgender § 27 a einzu- 
fügen: 

4 27 a 

Deckung des Mehraufwands 

Soweit den Landesfürsor geverbänid^e n 
idadurch Mehraufwendungen erwachsen, 


daß die Leistungen der Träger der Sozial- 
versicherung durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung gegenüber dem Erlaß 
des Reichsarbeitsministers vom 3. Juni 
1944 (Verbindlichkeitserlaß) eingeschränkt 
werden, trägt sie der Bund.“ 

Begründung 

Der Bund hat bisher ohne eine Rechts- 
verpflichtung den Trägern der Sozialver- 
sicherung freiwillige Zuwendungen ge- 
währt. Soweit die Sozialversicherungs- 
träger in Zukunft gegenüber dem bishe- 
rigen Rechtszustand entlastet werden, ist 
es nur angemessen, daß die Landesfürsor- 
geverbände, die die Mehraufwendungen 
zu tragen haben, auch mit x den Mitteln 
ausgestattet werden, die bisher vom Bund 
zur Verfügung gestellt wurden. 

13. Zu § 28 

§ 28 ist durch folgenden Abs. 2 zu ergän- 
zen: 

„(2) Das Land Berlin ist berechtigt, in 
den Fallen das § 7 Nr. 1 die Verdienst- 
renze nach dem im übrigen Bundesge- 
iet geltenden Satz zu berechnen.“ 

Begründung 

Da die Verdienstgrenze der Krankenver- 
sicherungspflicht im Land Berlin von der 
im übrigen Bundesgebiet abweicht, ist die 
Ergänzung der Berlin-Klausel erforder- 
lich. 


14. Zu § 29 

Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage 
des vierten auf seine Verkündung folgen- 
den Monats in Kraft.“ 

Begründung 

Der Verwaltung muß ausreichend Zeit 
zur Umstellung auf das Gesetz gegeben 
werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

I. 

Die Bundesregierung stimmt den Ände- 
rungsvorschlägen Nr. 3 a und c, 4 c, 5 a 
und b, 6 b, 13 -und 14 zu. 

II. 

Den nachstehenden Vorschlägen stimmt die 
Bundesregierung nicht zu. 

Zu Nr. 1 

Im Falle einer Erkrankung des Ehegatten 
des Ernährers müssen die Familienangehöri- 
gen bei der Prüfung der Einkommensver- 
hältnisse und bei der Bemessung -der Lei- 
stungen der wirtschaftlichen Hilfe nach den 
gleichen Grundsätzen berücksichtigt werden 
wie im Falle der Erkrankung des Ernährers. 
Daher kann in § 5 Satz 1 zweiter Satzteil 
auf die Worte „oder sein nicht getrennt le- 
bender Ehegatte“ nicht verzichtet werden. 
Im übrigen ist die Bundesregierung mit der 
vorgeschlagenen Änderung der Fassung des 
§ 5 Satz 1 einverstanden. 

Zu Nr. 2 

Da der Landesfürsorgeverband nach § 7 den 
Einkommensteil, der die Verdienstgrenze 
überschreitet, „angemessen“ zu berücksich- 
tigen hat, hat er den Bedarf einer kinderrei- 
chen Familie derart zu bemessen, daß Här- 
ten nicht eintreten. Ist eine größere Zahl 
von Familienangehörigen vorhanden, so 
würde die automatische Erhöhung der Ver- 
dienstgrenze mitunter zu wirtschaftlich nicht 
gerechtfertigten Leistungen führen, insbe- 
sondere wenn einzelne Familienangehörige 
aus eigenem Einkommen zu ihrem Unter- 


halt beitragen. Von einer gewissen Grenze 
an, die der Regierungsentwurf auf 50 v. H. 
festlegt, muß daher die Heranziehung des 
Einkommens dem Ermessen des Landesfür- 
sorgeverbandes überlassen bleiben. Der Ver- 
zicht auf die Höchstgrenze würde zu einer 
Abweichung von der gleichlautenden Vor- 
schrift im Entwurf des Körperbehinderten- 
gesetzes führen, die sachlich nicht gelboten 
scheint. 

Zu Nr. 3 b 

Die Einbeziehung der in der Wohngemein- 
schaft gefährdeten Personen ist erforderlich, 
da es für die Gewährung von Leistungen, 
die eine Person gegen die Ansteckungsgefahr 
widerstandsfähig machen sollen, auf die Kon- 
taktmöglichkeiten an kommt, die sich aus den 
Wohnverhältnissen ergeben. Der Personen- 
kreis ist in § 8 Abs. 2 in der gleichen Weise 
abgegrenzt wie in § 4. Da es sich in § 8 
Abs. 2 uim eine Soll-Vorschrift handelt, 
kann der Landesfürsorgeverband im Einzel- 
fall einem Mißbrauch durch Entziehung der 
Leistungen Vorbeugen, wenn einer nicht zur 
Haushaltsgemeinschaft gehörigen Person die 
Änderung der Wohnverhältnisse zuzumuten 
ist. 


Zu Nr. 4 a 

Der Kranke und seine Familie setzen ihr 
Einkommen naturgemäß in erster Linie für 
die Bestreitung des laufenden Lebensunter- 
halts ein. Daher legt § 9 Abs. 1 des Regie- 
rungsentwurfs fest, daß das Einkommen des 
Kranken und der hier genannten Personen 
bei der Bemessung dieses Bedarfs berücksich- 
tigt wird. In der Praxis der Verwaltungen 
werden sich zwangsläufig bestimmte Maß- 
stäbe für diese Berücksichtigung des Ein- 
kommens herausbilden, die, von Ausnahme- 
tatbeständen abgesehen, einer Anrechnung 
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entsprechen. Unter Berücksichtigung der in 
§ 9 Abs. 2 vorgesehenen Erhöhung der Be- 
darfssätze trägt eine solche Regelung den 
Bedürfnissen des Kranken und seiner Fami- 
lie für den laufenden Lebensunterhalt hin- 
reichend Rechnung. Die Bundesregierung 
trägt jedoch Bedenken, die gleichen Maß- 
stäbe auch auf die Bemessung der übrigen 
Leistungen der wirtschaftlichen Hilfe zu 
übertragen. Würde der Empfehlung des 
Bundesrates gefolgt, so würden z. B. die 
Stellung von Ersatzkräften im Haushalt oder 
Kleinbetrieb, die Einleitung von Maßnah- 
men der Berufsfürsorge, die Verbesserung 
der Wohnungs Verhältnisse und auch die Ge- 
währung der Ernährungszulagen davon ab- 
hängig gemacht, daß der Kranke und seine 
Familie, wenn sie über ein gehobenes Ein- 
kommen verfügen, ihre Bedürfnisse für den 
laufenden Lebensunterhalt auf das Maß be- 
schränken, das den Bedarfssätzen des Landes- 
fürsorgeverbandes entspricht. Eine ein- 
schneidende Herabsetzung des Lebensstan- 
dards der Familie würde zu psychologisch 
verständlichen Widerständen seitens des 
Kranken führen, die eine rechtzeitige Ein- 
leitung der erforderlichen Maßnahmen ge- 
fährden. Daher müssen für die Bemessung 
solcher Leistungen andere Maßstäbe gelten, 
die sich ausschließlich nach den in § 8 Abs. 1 
bestimmten Merkmalen den Verhältnissen 
des Einzelfalles anpassen. 

Zu Nr. 4 b 

Die Bundesregierung hält Bedarfssätze in 
Höhe des eineinhalbfachen Fürsorgerichtsat- 
zes für die Bemessung der Leistungen für 
den laufenden Lebensunterhalt des Kranken 
und seiner Familienangehörigen — außer 
der Beihilfe für Unterkunft — für erforder- 
lich, damit dem Kranken die Möglichkeit 
der Genesung gegeben und die Familienan- 
gehörigen gegen die Ansteckungsgefahr wi- 
derstandsfähig werden. Mehrbedarfssätze im 
Sinne der §§ 11 a bis 11 f und 23 Abs. 3 
RGr. sind, soweit sie für den Lebensbedarf 
des Kranken oder der betreffenden Fami- 
lienangehörigen bestimmt sind, innerhalb 
der in § 9 Abs. 2 genannten Bedarfssätze in- 
soweit abgegolten, als sie 50 v. H. des Für- 
sorgerichtsatzes nicht übersteigen. 

Zu Nr. 5 c 

Die Bundesregierung ist damit einverstan- 
den, daß die nach § 10 Abs. 4 erforderlichen 
Bestimmungen von den Landesregierungen 


erlassen werden können. Sie hält jedoch eine 
Übertragung der Ermächtigung an andere 
Stellen nicht für zweckmäßig, da die Be- 
stimmungen innerhalb des Landes einheit- 
lich gestaltet werden müssen. Im Hinblick 
auf Art. 80 Abs. 1 GG hält die Bundesre- 
gierung daher folgende Fassung für erforder- 
lich: 

„(4) Die Landesregierungen können durch 
B^echtsver Ordnung Bestimmungen über die 
Schaffung der zur Durchführung der Berufs- 
ausbildung und -Umschulung erforderlichen 
Einrichtungen treffen. Dabei können sie ins- 
b c sondere Min d es t anf o r de runge n hi nsi chtli ch 
der Zahl und der Beschaffenheit der vorzu- 
haltendcn Ausbildungsplätze, der Zahl und 
der Anstellungsvoraussetzungen für das fach- 
lich geschulte Personal festlegen sowie die zur 
Vorhaltung der Einrichtung verpflichtete 
Stelle bestimmen. “ 

Zu Nr. 6 a und c 

Der Vorschlag des Bundesrates sieht für drin- 
gende Fälle (Abs. 3 Satz 2) die Zuständigkeit 
desjenigen Landesfürsorgeverbandes vor, in 
dessen Bereich der Kranke im Zeitpunkt der 
Feststellung der Behandlungsbedürftigkeit 
seinen tatsächlichen Aufenthalt hatte. Eine 
solche Regelung ist nicht zweckmäßig, da 
dringende Maßnahmen auch für Kranke, 
deren Behandlungsbedürftigkeit bereits fest- 
steht, an dem Orte durchgeführt werden 
müssen, an dem der Kranke sich befindet 
(z. B. im Falle eines Blutsturzes während 
einer Reise). Die Bundesregierung kann dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates daher 
nicht zustimmen. Sie ist jedoch damit einver- 
standen, daß in Abs. 2, letzter Satzteil, das 
Wort „bei“ durch die Worte „unmittelbar 
vor“ ersetzt wird und daß in Abs. 3 nach 
den Worten „Ort des tatsächlichen Aufent- 
haltes“ die Worte „in dem nach Absatz 1 
oder 2 maßgebenden Zeitpunk t“ eingefügt 
werden. Damit wird den Bedenken wegen 
des Schutzes der Anstaltsorte Rechnung ge- 
tragen. 

Zu Nr. 7 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
die in § 14 vorgesehene Regelung beruht auf 
Art. 84 Abs. 1 GG. Als Landesbehörden im 
Sinne des Art. 84 Abs. 1 GG gelten nicht 
nur die staatlichen, sondern auch die kom- 
munalen Behörden. Die vorgesehene Rege- 
lung ist notwendig, da aus Gründen der Seu- 
chenbekämpfung einerseits ein überörtlicher 
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Aufgabenträger, andererseits eine ortsnahe 
Durchführungsbehörde, die zum unmittel- 
baren Tätigwerden legitimiert ist, vorzusehen 
sind. Die Regelung des § 14 ist materiell- 
rechtlich nur eine Organisationsregelung und 
kein Eingriff in die kommunalrechtliche 
Struktur der Länder, die durch diese Rege- 
lung unberührt bleibt. 

Zu Nr. 8 

Die vorgeschlagene Fassung bedeutet mate- 
riell eine Änderung der Vorschriften der 
Reichs versicherungs Ordnung insoweit, als 
bestimmte Kann-Leistungen zu Pflicht- 
Leistungen der Rentenversicherungsträger 
werden würden. Die Bundesregierung glaubt, 
daß hierzu z. Z. noch keine Notwendigkeit 
besteht. Die Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherungen wenden in ihrer überwiegen- 
den Mehrheit Regelungen im Sinne des § 15 
Abs. 1 an, die, wenn sie auch in Einzelheiten 
noch voneinander abweichen, ihre Aufgaben 
innerhalb des Ermessensbereichs der §§ 1252 
und 1310 RVO in billiger Weise gegenüber 
den Aufgaben der Landesfürsorgeverbände 
abgrenzen. Es kann daher erwartet werden, 
daß innerhalb angemessener Zeit eine gleich- 
mäßige Sicherstellung der erforderlichen 
Hilfe für die versicherte Bevölkerung auf 
einem der in Abs. 1 vorgesehenen Wege er- 
folgen wird, die der tatsächlichen Hand- 
habung durch die überwiegende Mehrheit 
der Träger der Sozialversicherung entspricht. 
Eine derartige freiwillige Regelung würde 
dem Grundgedanken der Selbstverwaltung 
in der Sozialversicherung Rechnung tragen 
und zugleich einen gesetzlichen Vorgriff auf 
die Sozialreform vermeiden. 

Den Erwägungen, die den Bundesrat zu sei- 
nem Vorschlag veranlaßt haben, würde nach 
der Meinung der Bundesregierung dadurch 
ausreichend Rechnung getragen werden kön- 
nen, daß in § 15 Abs. 3 zwischen den Wor- 
ten „nicht“ und „zustande kommen“ einge- 
schoben wird „innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes“ und 
zwischen den Worten „zustande kommen“ 
und „oder“ die Worte „oder später weg- 
fallen“ eingefügt werden. Der Vorschlag des 
Bundesrates läßt zudem außer acht, daß auch 
für die Abgrenzung der Aufgaben der Trä- 
ger der gesetzlichen Krankenversicherung 
einerseits und der Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen andererseits eine Rege- 
lung erforderlich ist. 


Zu Nr. 9 

Mit dem Bundesrat ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß eine gleichmäßige Rege- 
lung für alle Länder erforderlich ist, die die 
Doppelbetreuung und damit eine Verschlep- 
pung der Behandlung vermeidet. Hierfür er- 
scheint eine unmittelbare Regelung durch 
dieses Gesetz zweckmäßiger als der vom Bun- 
desrat angeregte Weg der Erteilung einer 
Anweisung an die Landesgesetzgeber. Die 
vom Bundesrat geltend gemachten verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken sind unbegründet. 
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
stützt sich auch hinsichtlich des § 16 auf 
Art. 74 Nr. 19 GG (Maßnahmen gegen ge- 
meingefährliche und übertragbare Krank- 
heiten). Der Gesetzentwurf will allen Per- 
sonenkreisen, für die eine gesetzliche Rege- 
lung noch nicht besteht, die zur Bekämpfung 
der Tuberkulose notwendige Hilfe ange- 
deihen lassen, einerlei, ob sie sich im Öffent- 
lichen oder im privaten Dienst oder in kei- 
nem Dienstverhältnis befinden. Die Frage 
der Zuständigkeit des Bundes liegt ähnlich 
wie beim Schwerbeschädigtengesetz. In sol- 
chen Fällen überlagert die umfassendere 
Kompetenz (hier: Art. 74 Nr. 19 GG) den 
Art. 75 Nr. 1 GG. Aber auch wenn dieser 
Artikel Anwendung fände, wäre die im § 16 
vorgesehene Regelung zulässig, da die Rah- 
menkompetenz nicht ausschließt, daß ein- 
zelne Fragen der rahmenrechtlich zu regeln- 
den Materien erschöpfend geregelt werden. 

Zu Nr. 10 

Die Bundesregierung teilt die vom Bundes- 
rat gegen § 21 ausgesprochenen Bedenken 
nicht. Die Arbeitsgemeinschaften sollen der 
Abstimmung der Maßnahmen der verschie- 
denen an der Bekämpfung der Tuberkulose 
beteiligten Stellen dienen und das reibungs- 
lose Ineinanderfließen dieser Maßnahmen für 
die Fälle ermöglichen, bei denen mehrere 
Stellen gleichzeitig oder nacheinander betei- 
ligt sind. In der von dem Entwurf angespro- 
chenen Form obliegt den Arbeitsgemein- 
schaften nicht die Durchführung von Ver- 
waltungsaufgaben. Die Regelung der Schnell- 
einweisung — eine Absprache über den 
Bettenbelegungsplan — hat keine rechtliche 
Verbindlichkeit für den Kranken, für den 
vielmehr nur die Maßnahmen der für seine 
Heilbehandlung zuständigen Stelle verbind- 
lich sind. 
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Zu Nr. 11 

Da die Verpflichtung der Versicherungs- 
träger, bestimmte Leistungen zu gewähren, 
an die Erfüllung von Bedingungen geknüpft 
werden kann, enthält die in § 24 Abs. 2 
Satz 1 vorgesehene Regelung keinen Verstoß 
gegen das Versicherungsprinzip. Bedenken 
müßten jedoch bestehen, wenn die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherungen nach 
dem Vorschlag des Bundesrates zu § 15 zur 
Gewährung von Leistungen verpflichtet wür- 
den, ohne diese Leistungen bei disziplin- 
widrigem Verhalten des Kranken oder seiner 
Familienangehörigen entziehen zu können. 
Die z. Z. bestehende Rechtslage gibt den 
Rentenversicherungsträgern in solchen Fällen 
nur die Möglichkeit, das Heilverfahren vor- 
zeitig abzubrechen. Die Entziehung von Bar- 
leistungen bietet demgegenüber die wesent- 
lich mildere Möglichkeit, bei Fortführung des 
Heilverfahrens — die aus Gründen der Seu- 
chenbekämpfung geboten ist — auf den 
Kranken oder den Familienangehörigen fühl- 
bar einzuwirken mit dem Ziele, daß er in 
Zukunft mit der Heilung mitarbeitet. 

Zu Nr. 12 

Nach der Verwaltungsstruktur des Bundes- 
staates sind fürsorgerische Aufgaben wie die 
Tuberkulosehilfe ihrem Wesen nach von den 
örtlichen oder überörtlichen Selbstverwal- 
tungskörperschaften wahrzunehmen. Diesem 
allgemeinen Grundsatz trägt § 6 des Ent- 
wurfs Rechnung. Da hiernach dem Bund auf 


dem Gebiet der Tuberkulosehilfe keine Voll- 
zugskompetenz zusteht, kann er nach der 
Lastenverteilungsregel des Art. 106 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 1 GG mit den Kosten des Voll- 
zugs nicht belastet werden. Der Vorschlag 
des Bundesrates widerspricht nicht nur die- 
ser Verfassungs Vorschrift, sondern belastet 
den Bund auch der Hohe nach mit Auf- 
wendungen, die weit über seine bisher ohne 
Rechtspflicht zugunsten der Landesfürsorge- 
verbände gewährten Zuschußleistungen hin- 
ausgehen und zudem das im Vierten Über- 
leitungsgesetz festgelegte Maß nicht nur für 
die Personengruppen der Kriegsfolgenhilfe, 
sondern auch für die übrigen Gruppen über- 
steigen. Daß der Wegfall der Zuschüsse zu 
einer Entlastung des Bundes führt, berechtigt 
nicht, im vorliegenden Fall von der grund- 
gesetzlichen Lastenverteilungsregel abzuwei- 
chen. Im übrigen wird die Ersparnis des 
Bundes dazu verwendet, dringende Mehr- 
ausgaben an anderer Stelle des Sozialhaus- 
halts zu ermöglichen. 

Den Landesfürsorgeverbänden als unmittel- 
baren Aufgaben trägem die Lasten dieses Ge- 
setzes tragbar zu gestalten, ist Sache der 
Länder, denen nach Erhöhung ihrer Anteile 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
hinreichende Mehreinnahmen aus diesen 
Steuern zur Verfügung stehen. Die Verlage- 
rung dieser Landesaufgabe auf den Bundes- 
haushalt würde praktisch einen Eingriff des 
Bundes in den kommunalen Finanzausgleich 
bedeuten. 
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